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630-2-21-F

Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans 
des Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 

(Haushaltsgesetz 2017/2018 – HG 2017/2018)

vom 20. Dezember 2016

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

Art. 1

Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haus-
haltsplan des Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 
2017 und 2018 wird in Einnahmen und Ausgaben

1.	 für das Haushaltsjahr 2017 auf 58  653  478  400 €  
und

2.	 für das Haushaltsjahr 2018 auf 60  091  546  600  € 

festgestellt.

Art. 2

Kreditermächtigungen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, zur Deckung 
von Ausgaben für Investitionen folgende Kredite am Kre-
ditmarkt aufzunehmen:

1.	 im Haushaltsjahr 2017 bis zur Höhe von 0 €,

2.	 im Haushaltsjahr 2018 bis zur Höhe von 0 €,

3.	 die in den vorausgegangenen Haushaltsjahren ge-
nehmigten Kreditmittel, soweit sie bis zum Ablauf des 
Haushaltsjahres 2016 nicht aufgenommen wurden 
und zur Deckung noch benötigt werden.

(2) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, zweckgebunde-
ne Darlehen aus Mitteln des Bundes, die zur Förderung 
des Städtebaus gewährt werden, bis zu folgender Höhe 
aufzunehmen:

1.	 im Haushaltsjahr 2017 bis zur Höhe von 150 000 €, 

2.	 im Haushaltsjahr 2018 bis zur Höhe von 150 000 €. 

2Diese Ermächtigung erhöht oder vermindert sich inso-
weit, als die zur Verfügung gestellten zweckgebundenen 

Darlehen die im Haushalt veranschlagten Beträge über-
schreiten oder hinter ihnen zurückbleiben.

(3) 1Die Kreditermächtigung des Abs. 1 erhöht sich 
um die Beträge, die bei den Kapiteln 13 06 und 13 60 im 
betreffenden Haushaltsjahr zur Tilgung von Krediten am 
Kreditmarkt sowie zur Kursstützung von Staatsanleihen 
erforderlich sind; sie erhöht sich ferner um die Beträge, 
die zur Umfinanzierung von Krediten auf Grund längerer 
Laufzeiten oder sonstiger günstigerer Konditionen not-
wendig werden. 2Das Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat darf im Rahmen von Kre-
ditfinanzierungen ergänzende Vereinbarungen treffen, 
die der Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie der 
Erzielung günstiger Konditionen bei neuen Krediten und 
bestehenden Schulden dienen. 3Die Ermächtigung nach 
Satz 1 Halbsatz 1 vermindert sich bei dem Kapitel 13 60

1.	 im Jahr 2017 um 500 000 000 €,

2.	 im Jahr 2018 um 500 000 000 €

(Nettotilgung).

(4) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, ab November 
eines Haushaltsjahres im Vorgriff auf die Kreditermächti-
gung des nächsten Haushaltsjahres Kredite bis zur Höhe 
von 2 % des in Art. 1 für das laufende Jahr festgestellten 
Betrags aufzunehmen. 2Die nach Satz 1 aufgenommenen 
Kredite sind auf die Kreditermächtigung des nächsten 
Haushaltsjahres anzurechnen.

(5) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, zur vorü-
bergehenden Verstärkung der Betriebsmittel des Staates 
Kassenverstärkungskredite bis zur Höhe von 8  % des 
festgestellten Haushaltsvolumens aufzunehmen. 2Über 
diesen Betrag hinaus kann das Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung und Heimat weitere Kas-
senverstärkungskredite aufnehmen, soweit es von der 
Kreditermächtigung nach Abs. 1 keinen Gebrauch macht.

Art. 3

Konjunkturpolitisch bedingte Maßnahmen

(1) Die Staatsregierung kann bei einer allgemeinen 
Abschwächung der Wirtschaftstätigkeit gemäß § 6 Abs. 2 



400 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 20/2016

des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs-
tums der Wirtschaft in Verbindung mit § 14 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt-
schaft zusätzliche Ausgaben beschließen, wenn und so-
weit hierfür zusätzliche Finanzhilfen des Bundes gemäß 
Art.  104b Abs.  1 Nr.  1 des Grundgesetzes zur Abwehr 
einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
zur Verfügung stehen.

(2) Soweit die in Abs. 1 genannten Mittel zur Leistung 
von zusätzlichen Ausgaben gemäß § 6 Abs. 2 des Geset-
zes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft nicht ausreichen, wird das Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat ermäch-
tigt, über die in Art. 2 erteilten Kreditermächtigungen hin-
aus Kredite bis zur Höhe von 100 000 000 € aufzunehmen.

(3) 1Im Fall einer die volkswirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit übersteigenden Nachfrageausweitung kann die 
Staatsregierung das Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat ermächtigen, die Ver-
fügung über bestimmte Ausgabemittel, den Beginn von 
Baumaßnahmen und das Eingehen von Verpflichtungen 
zulasten künftiger Haushaltsjahre von seiner Einwilligung 
abhängig zu machen. 2Das Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat hat die dadurch 
nach Ablauf eines Haushaltsjahres frei gewordenen Mit-
tel, soweit sie nicht zur Verminderung des Kreditbedarfs 
verwendet werden können, einer Ausgleichsrücklage zu-
zuführen.

Art. 4

Haushaltswirtschaftliche Sperren

(1) Die Staatsregierung kann das Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat, unbe-
schadet seiner Befugnisse gemäß Art. 41 der Bayerischen 
Haushaltsordnung (BayHO), ermächtigen, im Benehmen 
mit dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen des Landtags zur Erwirtschaftung der bei Kap. 13 03 
Tit. 972 01 veranschlagten Minderausgabe die Ausgabe-
mittel im erforderlichen Umfang zu kürzen oder zu sper-
ren.

(2) Nach den Abs. 1 und Art. 41 BayHO gesperrte Be-
träge sind in der Haushaltsrechnung als Minderausgabe 
nachzuweisen.

(3) Daneben sind aus Bundesmitteln finanzierte Aus-
gaben zu sperren, soweit im Zuge der Aufstellung des 
Bundeshaushalts absehbar ist, dass gegenüber den im 
Haushaltsplan veranschlagten Einnahmen geringere Bun-
desmittel eingehen werden.

Art. 5
(nicht besetzt)

Art. 6

Bewirtschaftung der Personalausgaben,  
Stellenbesetzung

(1) 1Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben 
sind die Verwaltungen an die Stellenpläne für planmäßige 
Beamte und Richter, Beamte und Richter auf Zeit, Be-
amte und Richter auf Probe (Titel 422 01 bis 422 06 und 
422 11 bis 422 15), für Beamte auf Widerruf im Vorbe-
reitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25), für abgeordnete 
Beamte und Richter (Titel 422 31 bis 422 35) sowie für Ar-
beitnehmer (Titel 428 01 bis 428 07) gebunden. 2Bei der 
Bewirtschaftung der Stellenpläne und der Personalaus-
gaben sind neben den folgenden Absätzen die Nrn. 2 und 
3 der Durchführungsbestimmungen zum Haushalts-
gesetz 2017/2018 (Anlage  2 – DBestHG 2017/2018) 
verbindlich zu beachten.

(2) 1Die im Haushaltsplan neu ausgebrachten Stellen 
für Beamte, Richter und Arbeitnehmer sind gesperrt; die 
Aufhebung der Sperre richtet sich nach Art. 36 BayHO, 
wobei eine Aufhebung der Sperre vor dem 1. Oktober des 
jeweiligen Haushaltsjahres nur in besonderen Einzelfällen 
erfolgen sollte. 2Frei werdende Stellen für Beamte, Rich-
ter und Arbeitnehmer dürfen frühestens nach Ablauf von 
drei Monaten vom Tag des Freiwerdens an besetzt wer-
den (Wiederbesetzungssperre); dies gilt auch für Stellen 
in Titelgruppen und für Stellen, die bei den Titeln 428 21 
und 428 22 veranschlagt sind; für institutionell geförderte 
Zuwendungsempfänger gilt die Wiederbesetzungssper-
re sinngemäß. 3Satz 2 gilt nicht bei einer Neueinstellung 
eines schwerbehinderten Menschen. 4Die zuständige 
oberste Dienstbehörde kann im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat in besonderen Fällen Ausnahmen von Satz 2 
zulassen. 5Abweichend von Art. 50 Abs. 1 Satz 2 BayHO 
können in den Haushaltsjahren 2017 und 2018 kw-Ver-
merke, die im Rahmen der Neugliederung der Geschäfts-
bereiche oder der Verwaltungsreform auszubringen sind, 
mit einer zeitlichen Einschränkung versehen werden.

(3) Bei der Stellenbesetzung ist Folgendes zu beach-
ten:

1.	 Innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel können, 
soweit und solange dienstliche Bedürfnisse es er-
fordern, die im Haushaltsplan ausgebrachten Plan-
stellen und Stellen nach folgenden Maßgaben auch 
anderweitig besetzt werden:

a)	 1Freie und besetzbare Planstellen und andere 
Stellen können wie folgt besetzt werden:

aa)	 Stellen für planmäßige Beamte oder Richter 
(Titel 422 0.)

-	 durch planmäßige Beamte oder Richter 
(Titel 422 0.),
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-	 durch Beamte oder Richter auf Zeit, 
durch Beamte oder Richter auf Probe 
sowie durch abgeordnete Beamte oder 
Richter (Titel 422 3.),

-	 durch Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25),

-	 durch Arbeitnehmer (Titel 428 0., 428 2. 
und 428 30) oder

-	 durch Arbeitnehmer für sonstige Hilfs-
leistungen und dergleichen (Titel 
428 1.);

bb)	 Stellen für Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25)

-	 durch Beamte auf Widerruf im Vorbe-
reitungsdienst mit gleichem oder nied-
rigerem Anwärtergrundbetrag (Art.  77 
des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
– BayBesG),

-	 in Kapitel 03 18 durch Polizeioberwacht-
meister der Besoldungsgruppe A 5,

-	 durch Auszubildende oder Praktikanten 
mit betragsmäßig gleichen oder niedri-
geren Bezügen oder

-	 durch Dienstanfänger;

cc)	 Stellen für Arbeitnehmer (Titel 428 0.)

-	 durch Arbeitnehmer (Titel 428 0.),

-	 durch Arbeitnehmer (Titel 428 2.),

-	 durch Arbeitnehmer für sonstige Hilfs-
leistungen und dergleichen (Titel 428 1.) 
oder

-	 durch Auszubildende.

2Die in Satz  1 genannten Stellenbesetzungen 
dürfen nur mit Beschäftigten gleicher oder nied-
rigerer Besoldungs- oder Entgeltgruppen vorge-
nommen werden; bei der Besetzung von Stellen 
für planmäßige Beamte durch Beamte auf Wi-
derruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422  21 bis 
422 25) sind für die zu besetzenden Planstellen 
die Eingangsämter maßgebend, in die die Be-
amten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst nach 
Abschluss des Vorbereitungsdienstes voraus-
sichtlich eintreten. 3Planstellen mit einer Amtszu-
lage (Art. 34 Abs. 1 BayBesG), mit einer Zulage 
für besondere Berufsgruppen (Art.  34 Abs.  2 
BayBesG) oder mit einer besonderen Zulage für 

Richter (Art. 56 BayBesG) sowie Planstellen mit 
einer Kombination der genannten Zulagen gelten 
als eigene Besoldungsgruppe. 4Gleiches gilt für 
Planstellen mit einer Stellenzulage (Art. 51 Bay-
BesG), soweit der Ausweis der Stellenzulage im 
Haushaltsplan durch Gesetz oder Rechtsverord-
nung vorgeschrieben ist. 5Planstellen derselben 
Besoldungsgruppe mit einer Amtszulage oder 
mit einer Zulage für besondere Berufsgruppen 
gelten bei der Stellenverrechnung als gleich-
wertig; dies gilt nicht, wenn Planstellen sowohl 
mit einer Amtszulage als auch mit einer Zulage 
für besondere Berufsgruppen ausgebracht sind. 
6Soweit gemäß Satz  1 Doppelbuchst.  aa Plan-
stellen der Titel 422 0. durch Arbeitnehmer (Titel 
428 30) besetzt werden, sind die Ausgaben bei 
Titel 428 07 nachzuweisen.

b)	 Ein Beamter, der vom Landtag auf Grund der 
Verfassung oder auf Grund eines Landesgeset-
zes gewählt wurde, kann nach dem Ende seiner 
Amtszeit bis zur Einweisung in eine für ihn geeig-
nete Planstelle auf einer Planstelle niedrigerer 
Wertigkeit, mindestens jedoch der Besoldungs-
gruppe A13, verrechnet werden.

c)	 1Auf Stellen für Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst und auf Stellen für Polizeivollzugs-
beamte in Ausbildung (Titel 422 21 bis 422 25) 
dürfen mit Zustimmung des Staatsministeriums 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat 
bis zur Bekanntmachung des nächsten Haus-
haltsgesetzes Beamte auf Probe oder Beamte 
auf Lebenszeit im jeweiligen Eingangsamt ver-
rechnet werden. 2Die Zustimmung des Staatsmi-
nisteriums der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat ist nicht erforderlich, wenn die Ver-
rechnung zwölf Monate nicht überschreitet und 
die dadurch entstehenden Mehrkosten an geeig-
neter Stelle bei den Personalausgaben des ent-
sprechenden Einzelplans zusätzlich eingespart 
werden.

d)	 1Von den Stellenplänen für tarifliche Arbeitneh-
mer darf vorübergehend nur dann abgewichen 
werden, wenn Höhergruppierungen von Arbeit-
nehmern auf Grund für den Freistaat Bayern 
verbindlicher, im Lauf des Haushaltsjahres in 
Kraft tretender neuer Tarifverträge durchzufüh-
ren sind. 2Nach Möglichkeit sind hierfür jedoch 
besetzbare freie Stellen zu verwenden. 3In der 
Aufzeichnung über die Stellenbesetzung ist die 
höhere Eingruppierung unter Hinweis auf den 
entsprechenden Tarifvertrag zu vermerken.

e)	 Nr. 3 DBestHG 2017/2018 bleibt unberührt.

2.	 Beamte, die eine Zulage für die Wahrnehmung be-
fristeter Funktionen (Art. 53 BayBesG) oder eine Zu-
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lage für die Wahrnehmung eines höherwertigen Am-
tes (Art. 54 BayBesG) und deshalb eine Besoldung 
entsprechend einer höheren Besoldungsgruppe er-
halten, sind, soweit im Haushaltsplan nichts anderes 
bestimmt ist, in eine Planstelle dieser Besoldungs-
gruppe einzuweisen.

3.	 1Beamte oder Arbeitnehmer, die auf Grund gesetz-
licher oder tariflicher Vorschrift für ihre Person be-
tragsmäßig dauerhaft Besoldung oder Entgelte einer 
höheren Besoldungs- oder Entgeltgruppe erhalten, 
sind in die nächste besetzbar werdende Stelle dieser 
oder einer höheren Besoldungs- oder Entgeltgruppe 
einzuweisen. 2Für den Ausgleich von Amtszulagen 
und Zulagen für besondere Berufsgruppen gilt Ent-
sprechendes. 3Satz  1 gilt nicht für Zulagen gemäß 
Art. 57 BayBesG.

4.	 1Nr. 3 gilt entsprechend, wenn Arbeitnehmern höher-
wertige Tätigkeiten übertragen werden sollen und 
dadurch tarifrechtliche Ansprüche auf Höhergruppie-
rung begründet werden oder bei einer vorübergehen-
den Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit nach 
§ 14 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der 
Länder (TV-L) eine Zulage zu zahlen ist. 2Dies gilt je-
doch nicht bei einer vorübergehenden Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit nach § 14 TV-L für die 
Zeit der Vertretung eines erkrankten Bediensteten, 
für die Zeit der Vertretung einer Bediensteten, die den 
Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzge-
setz unterliegt, oder für die Zeit der vollumfänglichen 
Urlaubsvertretung.

5.	 Wird einem Beamten, der ein Amt der Besoldungs-
ordnung A (Art.  22 BayBesG) innehat, ein Amt der 
Besoldungsordnung R (Art.  46 BayBesG) verliehen 
und erhält dieser Beamte gemäß Art.  21 BayBesG 
weiterhin das höhere Grundgehalt des Amtes der 
Besoldungsordnung A, kann von der Anwendung der 
Nr. 3 abgesehen werden.

6.	 Wird einem Bediensteten Elternzeit gewährt, kann 
zur Überbrückung eines unabweisbaren Aushilfsbe-
darfs das ganze oder teilweise freie Stellengehalt der 
betreffenden Stelle für die Beschäftigung von Aus-
hilfskräften verwendet werden.

7.	 1Wird ein Bediensteter unter Fortfall der Bezüge be-
urlaubt und auf einer Leerstelle geführt, kann zur 
Überbrückung eines unabweisbaren Aushilfsbedarfs 
das ganze oder teilweise freie Stellengehalt der be-
treffenden Stelle – für die gemäß Art. 6 Abs. 1 Stellen-
bindung bestehen muss – zur Verstärkung des Titels 
428 1. verwendet werden. 2Die Verstärkung kann nur 
zum Abschluss befristeter Arbeitsverträge verwendet 
werden. 3Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 4Nr.  12.2 
DBestHG 2017/2018 findet keine Anwendung.

8.	 1Wird eine Elternzeit zur Inanspruchnahme der 

Schutzfristen der §  2 Abs.  2 und §  4 Abs.  1 der  
Bayerischen Mutterschutzverordnung vorzeitig been-
det, so ist die Beamtin während der Schutzfristen in 
eine zur Verrechnung ihrer Bezüge geeignete freie 
und besetzbare Planstelle ihrer Verwaltung einzuwei-
sen. 2Bis zu einer Einweisung in eine geeignete freie 
und besetzbare Planstelle ist die Beamtin während 
der Schutzfristen auf einer freien und besetzbaren 
Planstelle einer um bis zu vier Besoldungsgruppen 
niedrigeren Besoldungsgruppe zu führen. 3Ist eine 
Einweisung im Sinne der Sätze 1 und 2 mangels frei-
er und besetzbarer Planstellen oder auf Grund einer 
geplanten zwingend notwendigen Inanspruchnahme 
der Planstellen nicht möglich und wurde die Beamtin 
während der Elternzeit auf einer Leerstelle geführt, 
kann die Beamtin vorübergehend, höchstens für die 
Dauer der Schutzfristen, weiterhin auf der Leerstelle 
geführt werden. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten für Arbeit-
nehmerinnen entsprechend.

9.	 Im Übrigen sind Abweichungen bei der Stellenbe-
setzung nur in besonderen unvorhergesehenen und 
unabweisbaren Einzelfällen mit Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat kostenneutral möglich.

(4) 1In Kapitel 15  05 kann das Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst, in den 
Kapiteln 15 06 bis 15 27, 15 32 bis 15 48, 15 50 sowie 
15 59 bis 15 64 können die Hochschulen und das Elite-
netzwerk Bayern innerhalb ihres jeweiligen Kapitels die 
Wertigkeiten der ausgebrachten Stellen für Forschung 
und Lehre neu festsetzen, soweit die Stellen frei sind 
oder frei werden und ein unabweisbarer Bedarf für die 
Neufestsetzung besteht. 2Veränderungen im Bereich der 
Stellen für die Hochschulverwaltung bedürfen der vor-
herigen Zustimmung durch das Staatsministerium der 
Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat. 3Aus den 
abweichend vom Stellenplan neu festgesetzten Wertig-
keiten dürfen sich keine höheren Personalkosten erge-
ben, als es dem Gegenwert der umgewandelten Stellen 
entspricht. 4Im Benehmen mit der jeweiligen Hochschu-
le können Stellen nach Kapitel 15 28 oder 15 49 umge-
setzt und vom Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst den vorgenannten Kapiteln zur 
Abdeckung eines unabweisbaren Personalbedarfs zuge-
wiesen werden. 5Hierbei können die Stellenwertigkeiten 
kostenneutral neu festgelegt werden. 6Das Staatsministe-
rium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst wird 
ermächtigt, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mit-
tel die Wertigkeiten der in Kapitel 13 30 Titelgruppe 56 
und Kapitel 15 06 Titelgruppe 86 ausgebrachten Stellen 
kostenneutral neu festzusetzen.

(5) 1Sind im Vollzug von Art.  25 Abs.  1 und 6 des 
Gesetzes über kommunale Wahlbeamte und Wahlbeam-
tinnen Beamte oder Arbeitnehmer in den Staatsdienst zu 
übernehmen, so gelten die dafür erforderlichen Stellen 
zusätzlich in der entsprechenden Wertigkeit für die Dauer 
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von zwei Jahren als im Staatshaushalt bewilligt. 2Nach 
diesem Zeitraum sind diese Beschäftigten in andere ge-
eignete, freie und besetzbare Stellen einzuweisen. 3So-
weit bei der entsprechenden Verwaltung hierfür keine ge-
eigneten Stellen zur Verfügung stehen, gelten Leerstellen 
der entsprechenden Wertigkeit als bewilligt; Art. 50 Abs. 5 
BayHO ist entsprechend anzuwenden.

(6) 1Im Rahmen des Bayerischen Genomfor-
schungsnetzwerks, des Biosystemforschungsnetzwerks 
einschließlich Kernzentrum, des Bayerischen For-
schungsnetzwerks Immuntherapie, des Professorinnen-
programms, des Energiecampus Nürnberg, des Techno-
logietransfers, des Wettbewerbs „Aufstieg durch Bildung: 
offene Hochschulen“, des „gemeinsamen Programms des 
Bundes und der Länder für bessere Studienbedingungen 
und mehr Qualität in der Lehre“ und zur Einrichtung von 
Projekten in den drei Förderlinien im Rahmen der Exzel-
lenzinitiative wird das Staatsministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat zur Schaffung von Plan-
stellen und Stellen für Arbeitnehmer ermächtigt. 2Die Stel-
len erhalten den Vermerk „kw mit Auslaufen der Finanzie-
rung“. 3Im Fall der Exzellenzinitiative können gesetzliche 
und arbeitsvertraglich vereinbarte Beihilfeleistungen für 
Beamte und Arbeitnehmer auf nach Satz 1 geschaffe-
nen Stellen auch zulasten der Beihilfeansätze bei Kapi-
tel 15 02 Titelgruppe 61 bis 65 gewährt werden, wenn die 
betreffenden Dienststellen im Gegenzug einen Beitrag in 
Höhe des Durchschnittsbetrags der jährlichen Beihilfe- 
und Verwaltungsaufwendungen pro Beihilfeanspruch an 
den Staatshaushalt abführen; das Staatsministerium der 
Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat teilt den be-
troffenen Dienststellen die nach den Aufwendungen des 
Vorjahres zu bestimmenden Beträge mit.

(7) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird zur Schaffung von Plan-
stellen und Stellen für Arbeitnehmer aus Zuwendungen 
Dritter, den Mitteln des Programms des Bundes „Quali-
tätsoffensive Lehrerbildung“ und bis zu 50 % der bei Ka-
pitel 15 06 Titelgruppe 96 veranschlagten Mittel ermäch-
tigt. 2Die Stellen aus Zuwendungen Dritter dürfen nur so 
lange in Anspruch genommen werden, als die Personal-
aufwendungen, im Fall von Planstellen grundsätzlich mit 
Versorgungszuschlag, von dritter Seite erstattet werden 
und die Anschlussfinanzierung gesichert ist. 3Gesetzliche 
und arbeitsvertraglich vereinbarte Beihilfeleistungen für 
Beamte und Arbeitnehmer auf nach Satz 1 aus Zuwen-
dungen Dritter geschaffenen Stellen können abweichend 
von Satz 2 auch zulasten der Beihilfeansätze bei Kapi-
tel 15 02 Titelgruppe 61 bis 65 gewährt werden, wenn die 
betreffenden Dienststellen im Gegenzug einen Beitrag 
in Höhe des Durchschnittsbetrags der jährlichen Beihil-
fe- und Verwaltungsaufwendungen pro Beihilfeanspruch 
an den Staatshaushalt abführen; das Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat teilt den 
betroffenen Dienststellen die nach den Aufwendungen 
des Vorjahres zu bestimmenden Beträge mit. 4Auf diesen 
Stellen geführtes Lehrpersonal hat grundsätzlich die volle 

Lehrverpflichtung zu erbringen.

(8) 1Zuschläge zur Sicherung der Funktions- und 
Wettbewerbsfähigkeit gemäß Art.  60 BayBesG sowie 
Anwärtersonderzuschläge gemäß Art. 78 BayBesG dür-
fen nur geleistet werden, soweit hierfür im Haushaltsplan 
Ausgabemittel veranschlagt sind. 2In den Haushaltsjah-
ren 2017 und 2018 sind für Zuschläge gemäß Art.  60 
BayBesG Ausgabemittel für 275 Vergabemöglichkeiten 
veranschlagt; Ausgabemittel für Zuschläge gemäß Art. 78 
BayBesG sind nicht veranschlagt.

(9) 1Über Stellen und die entsprechenden Ausgabe-
mittel, die der Stellenplan als „kw gemäß Art.  6 Abs.  9 
Haushaltsgesetz 2017/2018“ bezeichnet, darf mit ihrem 
Freiwerden ab dem 1. August 2019 nicht mehr verfügt 
werden. 2Satz 1 gilt unabhängig vom Grund des Freiwer-
dens. 3Art. 47 Abs. 2 BayHO ist nicht anzuwenden. 4So-
weit eine Ernennung gemäß § 8 Abs. 1 des Beamtensta-
tusgesetzes (BeamtStG), der ein vor dem 31. Juli 2019 
zum Freistaat Bayern begründetes Beamtenverhältnis 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst unmittelbar voraus-
gegangen ist, auf Grund des in Satz 1 genannten Zeit-
punkts nicht möglich ist, verschiebt sich dieser Zeitpunkt 
auf den ersten Kalendertag, der nach dem Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Ernennung liegt. 5Schließt sich 
unmittelbar nach dem Beamtenverhältnis auf Widerruf 
im Vorbereitungsdienst ein Arbeitsverhältnis nach den 
Vorschriften des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst 
der Länder an oder ist vor der Ernennung ein Arbeitsver-
hältnis nach den Vorschriften des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst der Länder vorgeschrieben, gilt Satz 4 
entsprechend. 6Satz  4 gilt nicht für Stellen für Beamte 
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst. 7Soweit die in Art. 6 
Abs.  14 bis 24 des Haushaltsgesetzes  2015/2016 neu 
ausgebrachten und mit einem kw-Vermerk versehenen 
Stellen mit befristet beschäftigten Arbeitnehmern besetzt 
wurden, verschiebt sich der in Satz 1 genannte Zeitpunkt 
auf das Ende des jeweiligen befristeten Arbeitsvertrags, 
höchstens jedoch um zwölf Monate. 8Die Art. 6b, 6c und 
6f bleiben unberührt.

(10) Das Staatsministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat kostenneutral bis zu 20 Stellen innerhalb 
des Einzelplans 08 in das Kapitel 08 20 zur Errichtung ei-
nes Kompetenzzentrums für Ernährung umzusetzen, das 
verwaltungsmäßig in die Landesanstalt für Landwirtschaft 
eingebunden ist.

(11) Art. 68 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayBesG ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass jeweils an die Stelle des Be-
trags „12 200 000 €“ der Betrag „8 800 000 €“ und an die 
Stelle des Prozentsatzes „0,2“ der Prozentsatz „0,14“ tritt.

(12) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit den betroffenen Ressorts, Stellen aus den 
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Einzelplänen 02 bis 15 in die für die Einführung und für 
den Betrieb der elektronischen Akte zuständigen Behör-
den umzusetzen und bei Bedarf kostenneutral umzuwan-
deln. 2Die Stellen können mit einem Vermerk versehen 
werden, der eine Rückumsetzung oder kostenneutrale 
Rückumwandlung oder beides vorsieht.

(13) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit den betroffenen obersten Dienstbehörden, 
zur Deckung des personellen Bedarfs in der Unter-
bringungsverwaltung der Regierungen, in den Verwal-
tungsgerichten und in den sonstigen für Asylbewerber 
zuständigen staatlichen Behörden Stellen, die der Stel-
lenbindung gemäß Abs. 1 Satz 1 unterliegen, umzuset-
zen und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln. 2Satz 1 
gilt entsprechend für Stellen, die nicht der Stellenbindung 
gemäß Abs. 1 Satz 1 unterliegen, aber für die im Haus-
haltsplan der Abschluss unbefristeter Beschäftigungsver-
hältnisse zugelassen ist. 3Die für die umgesetzten Stellen 
veranschlagten Haushaltsmittel sind zusammen mit den 
Stellen umzusetzen. 4Die Stellen können mit einem Ver-
merk versehen werden, der eine Rückumsetzung oder 
kostenneutrale Rückumwandlung oder beides vorsieht.

(14) Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit den betroffenen obersten Dienstbehörden 
im Rahmen von Behördenverlagerungen in besonderen 
Einzelfällen Stellen, die der Stellenbindung gemäß Abs. 1 
Satz 1 unterliegen, umzusetzen und bei Bedarf kosten-
neutral umzuwandeln.

Art. 6a
(nicht besetzt)

Art. 6b

Sperre frei werdender Stellen ab 2017

(1) 1In den Jahren 2017 bis 2022 sind 1 140 frei wer-
dende Stellen für Beamte, Richter und Arbeitnehmer zu 
sperren – einschließlich der Stellen bei Titel 428 21, der 
Stellen bei Titel 428 22 des Einzelplans 08 und der Stellen 
bei Titelgruppen der Einzelpläne 03B und 12 –, und zwar 
je 100 Stellen in den Jahren 2017 und 2018, je 200 Stel-
len in den Jahren 2019 und 2020 und je 270 Stellen in 
den Jahren 2021 und 2022. 2Die Jahresraten der Jahre 
2020 und 2021 können jeweils um bis zu 30 Stellen unter-
schritten werden. 3Die Unterschreitung muss spätestens 
im Jahr 2022 ausgeglichen werden. 4In die Sperre nicht 
einbezogen werden Stellen für Beamte auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst und Auszubildende sowie Leerstel-
len, Stellen für abgeordnete Beamte und Ersatzstellen.

(2) Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen des Landtags verteilt die Sperre nach Vorlage eines 

Berichts der Staatsregierung auf die Einzelpläne; der Be-
richt ist für jedes Jahr gesondert bis spätestens 1. April 
vorzulegen.

(3) Die nach den Abs. 1 und 2 gesperrten Stellen sind 
in den nachfolgenden Haushaltsplänen einzuziehen.

Art. 6c

Beschäftigung schwerbehinderter Menschen

(1) 1In den Jahren 2017 und 2018 sind jeweils 150 
vorhandene freie und frei werdende Stellen gesperrt und 
der Einstellung zusätzlicher schwerbehinderter Men-
schen vorbehalten, wobei eine Übererfüllung der Quote 
des Vorjahres auf die Quote des jeweiligen Haushaltsjah-
res angerechnet werden kann. 2Die Stellensperre verteilt 
sich auf die Ressorts im Verhältnis ihres Anteils an den 
nach dem Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB  IX) maßgeblichen Arbeitsplätzen des Freistaates 
Bayern. 3Als Stellen im Sinne des Satzes 1 gelten alle 
Arbeitsplätze im Sinne des Teils 2 SGB IX.

(2) 1Können nach Abs. 1 gesperrte Stellen nicht mit 
neu eingestellten schwerbehinderten Menschen besetzt 
werden, so werden in entsprechendem Umfang Stellen, 
für die gemäß Art. 6 Abs. 1 Stellenbindung besteht, nach 
Kap. 13 03 Tit. 422 05 umgesetzt. 2Sie sind grundsätzlich 
entsprechend dem Stellenbestand des jeweiligen Res-
sorts zu verteilen.

(3) Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat kann die Amtsbezeichnungen, 
Wertigkeiten und Stellenzahlen der Stellen im Kap. 13 03 
Tit. 422 05 kostenneutral ändern. 

(4) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat setzt die Stellen im Kap. 13 03 
Tit.  422  05 auf Antrag in andere Verwaltungen für die 
Neueinstellung schwerbehinderter Menschen um. 2Schei-
det ein neu eingestellter schwerbehinderter Mensch in-
nerhalb von zehn Jahren nach der Umsetzung aus dem 
Staatsdienst aus, fällt die umgesetzte Stelle wieder nach 
Kap. 13 03 Tit. 422 05 zurück, soweit sie nicht innerhalb 
eines Jahres wieder mit einem neu eingestellten schwer-
behinderten Menschen besetzt wird.

(5) Art. 6b bleibt unberührt.

Art. 6d

Ersatzstellen bei Altersteilzeit, begrenzter  
Dienstfähigkeit und bei Arbeitszeitmodellen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, Stellen auszu-
bringen, wenn Beamten die Arbeitszeit wegen begrenzter 
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Dienstfähigkeit (§§ 27 und 29 Abs. 3 BeamtStG) herab-
gesetzt wird oder Teilzeitbeschäftigung als Altersteilzeit 
(Art. 91 Abs. 1 bis 3 des Bayerischen Beamtengesetzes 
– BayBG) bewilligt worden ist und jeweils ein Bedarf be-
steht, die durch die Herabsetzung der Arbeitszeit oder 
durch die Gewährung von Altersteilzeitbeschäftigung ent-
stehenden personellen Kapazitätsverluste zu ersetzen 
(Ersatzstellen).

(2) 1Als Ausgleich für einen begrenzt dienstfähigen 
Beamten kann für die Dauer der begrenzten Dienstfähig-
keit eine Ersatzstelle in der gleichen Wertigkeit ausge-
bracht werden. 2Die Ersatzstelle fällt mit dem Ende der 
begrenzten Dienstfähigkeit weg. 3Die Ausbringung der 
Ersatzstelle ist auf den dem Gehaltsbruchteil entspre-
chenden Stellenbruchteil beschränkt, der sich aus der 
Differenz der Besoldung gemäß Art. 7 BayBesG und der 
Besoldung gemäß Art.  6 BayBesG ergibt. 4Ändert sich 
der Umfang der begrenzten Dienstfähigkeit, ändert sich 
der Stellenbruchteil entsprechend. 5Wird der Beamte 
während der begrenzten Dienstfähigkeit befördert, ändert 
sich die Wertigkeit des Stellenbruchteils entsprechend.

(3) 1Als Ausgleich für einen Beamten in Altersteilzeit 
kann in den Fällen des Teilzeitmodells (Art.  91 Abs.  2 
Satz 1 Nr. 1 BayBG) mit Beginn der Altersteilzeitbeschäf-
tigung, in den Fällen des Blockmodells (Art.  91 Abs.  2 
Satz 1 Nr. 2 BayBG) mit Beginn der Freistellungsphase 
jeweils bis zum Ende der Altersteilzeitbeschäftigung eine 
Ersatzstelle in der Wertigkeit des Eingangsamts des Be-
amten in Altersteilzeit ausgebracht werden. 2Die Ersatz-
stelle kann auch bis zur Wertigkeit der Planstelle des 
Beamten in Altersteilzeit ausgebracht werden, wenn die 
dadurch entstehenden Mehrkosten durch eine entspre-
chende Stellensperre bei den gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 
gebundenen Stellen ausgeglichen werden. 3Die Ersatz-
stelle fällt mit Ablauf der Altersteilzeitbeschäftigung weg. 
4Die Ausbringung der Ersatzstelle ist im Fall des Block-
modells auf den durchschnittlichen Stellenbruchteil, im 
Fall des Teilzeitmodells auf 40 % des durchschnittlichen 
Stellenbruchteils beschränkt. 5Der durchschnittliche Stel-
lenbruchteil entspricht dem durchschnittlichen Gehalts-
bruchteil der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteil-
zeitbeschäftigung.

(4) 1Der Unterschied zwischen dem durch den Be-
amten in Altersteilzeit ohnehin belegten Stellenanteil und 
dem durchschnittlichen Stellenbruchteil im Sinne des 
Abs.  3 Satz  5 ist bis zum Wegfall der Ersatzstelle ge-
sperrt. 2Im Anschluss daran kann der durchschnittliche 
Stellenbruchteil nach Ablauf der Wiederbesetzungssper-
re (Art. 6 Abs. 2) wieder besetzt werden.

(5) Für Lehrer an öffentlichen Schulen ist für jeden 
Altersteilzeitfall, bei dem eine Ersatzstelle ausgebracht 
wird, ein Bruchteil von einem Achtzehntel einer Planstelle 
mindestens in der Wertigkeit des Eingangsamts des Be-
amten in Altersteilzeit zu sperren, wenn der Beginn der 
Altersteilzeitbeschäftigung vor dem 1.  Januar 2004 lag; 

begann oder beginnt die Altersteilzeitbeschäftigung nach 
dem 31. Dezember 2003, beträgt die Sperre ein Zwölftel.

(6) 1Die Abs.  1 bis 4 gelten für die Altersdienster-
mäßigung bei Richtern (Art.  8c des Bayerischen Rich-
tergesetzes – BayRiG) und für die begrenzte Dienstfä-
higkeit bei Richtern (Art. 78a BayRiG) entsprechend. 
2Der durchschnittliche Stellenbruchteil im Sinne des 
Abs. 3 Satz 5 entspricht in den Fällen des Teilzeitmodells 
(Art. 8c Abs. 2 Nr. 1 BayRiG), in den Fällen des Block-
modells (Art.  8c Abs.  2 Nr.  2 BayRiG) und in den Fäl-
len des modifizierten Blockmodells (Art. 8c Abs. 3 Satz 1  
BayRiG) dem durchschnittlichen Gehaltsbruchteil 
der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersdienster-
mäßigung, höchstens jedoch dem durchschnittlichen  
Gehaltsbruchteil der letzten zwei Jahre vor Beginn der 
Altersdienstermäßigung. 3Die Ausbringung der Ersatz-
stelle ist in den Fällen des modifizierten Blockmodells 
zeitlich auf die Freistellungsphase und im Umfang auf 
den durchschnittlichen Stellenbruchteil beschränkt. 4Ist in 
den Fällen des modifizierten Blockmodells die Differenz 
aus dem fiktiven Stellenbruchteil, der dem während der 
Arbeitsphase durchschnittlich geleisteten tatsächlichen 
Dienst-Anteil entspricht, und dem durchschnittlichen Stel-
lenbruchteil größer als null, ist diese Differenz vorrangig 
während der Arbeitsphase wertmäßig zu sperren.

(7) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, bei Arbeits-
zeitmodellen mit einer längerfristigen ungleichmäßigen 
Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit, die zu einer zeit-
weisen völligen Freistellung von der Arbeitsleistung (Frei-
stellungsphase) führen, für die Dauer der Freistellungs-
phase eine Ersatzstelle auszubringen. 2Die Ersatzstelle 
wird in der Wertigkeit des Bediensteten ausgebracht, der 
das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt. 3Der Umfang 
der Ersatzstelle ist auf den Stellenbruchteil begrenzt, 
der dem während des Arbeitszeitmodells außerhalb der 
Freistellungsphase durchschnittlich geleisteten tatsäch-
lichen Arbeitszeitanteil entspricht. 4Die Ersatzstelle kann 
nur mit einem bis zur Beendigung der Freistellung zeit-
lich befristet beschäftigten Bediensteten besetzt werden. 
5Auf einer für einen Beamten oder Richter ausgebrachten  
Ersatzstelle kann stattdessen ein Beamter oder Richter 
in der Wertigkeit des Eingangsamts des Beamten, der 
das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt, beschäftigt 
werden, sofern nach dem Wegfall der Ersatzstelle eine 
sofortige Übernahme dieses Beamten auf anderweitig 
frei werdenden, besetzbaren Planstellen gesichert ist.  
6Zum Ausgleich für die Ersatzstelle ist die Stelle des 
Bediensteten, der das Arbeitszeitmodell in Anspruch 
nimmt, während der Gesamtdauer des Arbeitszeitmo-
dells in Höhe des Unterschieds zwischen dem durch den 
Bediensteten ohnehin belegten Stellenanteil und dem 
Stellenanteil, der dem außerhalb der Freistellungsphase 
durchschnittlich geleisteten tatsächlichen Arbeitszeitan-
teil entspricht, zu sperren.
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(8) 1Über den weiteren Verbleib der nach den Abs. 1 
bis 7 ausgebrachten Stellen ist im nächsten Haushalts-
plan zu bestimmen. 2Das Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat wird ermächtigt, 
in besonderen Fällen Ausnahmen zuzulassen.

(9) Wenn Beamte die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 
2010 angetreten haben und als Ausgleich Ersatzstellen 
ausgebracht werden oder wurden, gelten insoweit die 
Abs. 1 bis 8 in der am 31. Dezember 2009 geltenden Fas-
sung entsprechend.

Art. 6e
(nicht besetzt)

Art. 6f

Sperre frei werdender Stellen im Rahmen der  
Verlängerung der Arbeitszeit der Arbeitnehmer

(1) 1Im Rahmen der Verlängerung der Arbeitszeit der 
Arbeitnehmer sind insgesamt 500 frei werdende Stellen 
für Arbeitnehmer zu sperren (6f-Sperre). 2In die 6f-Sperre 
können vergleichbare Planstellen einbezogen werden. 3In 
die 6f-Sperre nicht einbezogen werden Stellen der staat-
lichen Schulen im Einzelplan  05, der staatlichen Hoch-
schulen, der staatlichen Kliniken und Krankenhäuser, der 
Theater und Bühnen, der Straßenmeistereien und Auto-
bahnmeistereien sowie Leerstellen, Stellen für abgeord-
nete Beamte und Ersatzstellen. 4In die 6f-Sperre sollen 
die Stellen für Auszubildende nicht einbezogen werden.

(2) 1Die 6f-Sperre verteilt sich wie folgt auf die Ein-
zelpläne (Sperrekontingente), wobei bei Stellenumset-
zungen zwischen den Einzelplänen entsprechende antei-
lige Sperrekontingente auf die aufnehmende Verwaltung 
übergehen können:

 Einzelplan Sperrekontingente
02 1

03A 164
03B 26

04 80
05 5
06 69
07 2
08 44
10 19
12 67
15 23

Summe 500

2Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat wird ermächtigt, anhand der derzeitigen 

Stellenstruktur die Sperrekontingente in monetäre oder 
vergleichbare Einheiten umzurechnen und entsprechend 
dieser Einheiten die 6f-Sperre zu vollziehen. 3Die 6f-
Sperre sowie die Sperrekontingente können daher von 
den in Abs.  1 und Satz  1 genannten absoluten Zahlen 
abweichen.

(3) Die nach den Abs. 1 und 2 gesperrten Stellen sind 
in den nachfolgenden Haushaltsplänen einzuziehen.

(4) Die Art. 6b und 6c bleiben unberührt.

Art. 6g

Besetzung von Stellen für Arbeitnehmer

(1) Abweichungen bei der Stellenbesetzung, die 
durch die Entgeltordnung (Anlage A TV-L in der ab 1. Ja-
nuar 2012 geltenden Fassung) oder durch die Stellen-
planüberleitung gemäß Art. 6 Abs. 10 des Haushaltsge-
setzes 2007/2008 bedingt sind, sind mit Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat möglich.

(2) 1Wären Stellen auf Grund der Entgeltordnung in 
der ab 1.  Januar 2012 geltenden Fassung abzusenken 
gewesen oder sind Stellen auf Grund dieser neuen Ent-
geltordnung abzusenken, dürfen diese bei einer Neube-
setzung nur in der entsprechenden niederwertigen Ent-
geltgruppe besetzt werden. 2Ausnahmen in besonderen 
Fällen bedürfen der Zustimmung des Staatsministeriums 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat; sie sol-
len kostenneutral erfolgen. 3Die Stellen sollen im nächs-
ten Haushaltsplan abgesenkt werden. 4Die Sätze  1 bis 
3 gelten nicht soweit im Haushaltsplan für diese Arbeit-
nehmer Umwandlungsvermerke (Art. 21 Abs. 2 BayHO) 
ausgebracht wurden.

(3) 1Die Abs. 1 und 2 gelten nur für Stellen, die ge-
mäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 der Stellenbindung unterliegen 
oder für verbindlich erklärt wurden. 2Art. 6 Abs. 1 und 3 
bleibt unberührt.

Art. 6h

Besetzung von Stellen bei Familienpflegezeit

1Bei Inanspruchnahme von Familienpflegezeit nach 
dem Familienpflegezeitgesetz kann abweichend von 
Art.  49 Abs.  2 Satz  3 BayHO in den Fällen, in denen 
gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Stellenbindung besteht, bei 
der Stellenbesetzung während der Pflegephase und der 
Nachpflegephase statt auf den jeweiligen Gehaltsbruch-
teil auf einen durchschnittlichen Arbeitszeitanteil aus 
Pflegephase und Nachpflegephase abgestellt werden. 
2Art. 6d ist nicht anwendbar.
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Art. 6i

Stellenhebungen im Doppelhaushalt 2017/2018

1Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
des Landtags durch Stellenplanüberleitung im Stellen-
plan der Haushaltsjahre 2017 und 2018 Stellenhebungen 
in Höhe von insgesamt jeweils 5 000 000 € vorzunehmen. 
2Die Jahreskosten in Höhe von 5 000 000 € verteilen sich 
wie folgt auf die Einzelpläne:

Einzelplan Jahreskosten
02 16 000 €

03A 1 333 000 €

03B 106 000 €

04 479 000 €

05 1 709 000 €

06 734 000 €

07 22 000 €

08 126 000 €

10 75 000 €
11 15 000 €
12 91 000 €
14 18 000 €
15 276 000 €

3Stellenhebungen im Einzelplan 13 (Allgemeine Finanz-
verwaltung), die im Zuständigkeitsbereich des Staats-
ministeriums der Finanzen, für Landesentwicklung und 
Heimat liegen, können aus dem in Satz  2 festgelegten 
Anteil des Einzelplans 06 finanziert werden. 4Die kosten-
wirksam gehobenen Stellen dürfen jeweils ab 1. Mai in 
ihrer neuen Wertigkeit in Anspruch genommen werden.

Art. 7

Übertragung von Ausgaben

(1) Ausgabereste und Haushaltsvorgriffe können 
mit Einwilligung des Staatsministeriums der Finanzen, 
für Landesentwicklung und Heimat auf für gleiche Zwe-
cke, aber mit anderer Bezeichnung und Titelnummer, im 
Haushaltsplan vorgesehene Titel übertragen werden.

(2) Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat kann unbeschadet der Regelung 
in Art. 45 Abs. 3 BayHO unverbrauchte Mittel aus über-
tragbaren Ausgabebewilligungen der Haushaltspläne 
2017 und 2018 einziehen, soweit dies zur Vermeidung 
oder Verminderung eines Fehlbetrags erforderlich ist.

(3) Abs. 2 gilt nicht für übertragbare Ausgabebewil-
ligungen, soweit bei diesen Ansätzen zweckgebundene 
Einnahmen (Art.  8 Nr.  1 BayHO) ihrem Verwendungs-
zweck noch nicht zugeführt wurden.

Art. 8

Sonstige Ermächtigungen und Regelungen

(1) Folgende Regelungen und Ermächtigungen gel-
ten weiter:

1.	 Art. 4 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1971/1972,

2.	 Art. 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1979/1980,

3.	 Art. 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1981/1982,

4.	 Art. 8 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 1993/1994,

5.	 Art. 8 Abs. 6 des Haushaltsgesetzes 2009/2010, 

6.	 Art. 8 Abs. 6, 7 und 10 bis 12 des Haushaltsgesetzes 
2011/2012,

7.	 Art.  8 Abs.  7 und 11 des Haushaltsgesetzes 
2013/2014 und

8.	 Art. 8 Abs. 6, 9 bis 12 und 14 des Haushaltsgesetzes 
2015/2016.

(2) 1Das Staatsministerium des Inneren, für Bau und 
Verkehr wird ermächtigt, für Vorhaben zur Durchführung 
von Energieeinsparmaßnahmen in bestehenden staatli-
chen Gebäuden dem Abschluss von Energiespar-Con-
tracting-Verträgen mit einem Gesamtvolumen von bis 
zu 10 000 000 € jährlich zuzustimmen, wenn sämtliche 
entstehenden Kosten, einschließlich Zins- und Tilgungs-
aufwand, innerhalb einer Vertragslaufzeit von höchstens 
zwölf Jahren aus den erwarteten Energieeinsparungen 
getragen werden können und die Wirtschaftlichkeit ge-
währleistet ist. 2Dabei kann eine einwendungs- und ein-
redefreie Forfaitierung der Grundvergütung bis zu einem 
Anteil von höchstens 70 % zugelassen werden. 3Ist der 
Anteil der laufenden Zahlungsverpflichtungen, der auf 
die getätigten Investitionen des Contractors in technische 
Geräte, Anlagen und Sachen entfällt, geringer, gilt der 
niedrigere Prozentwert.

(2a) 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, zum Bezug 
von Nutzenergie für staatliche Gebäude im Weg von 
Energieliefer-Contracting dem Abschluss von Verträgen 
des Freistaates Bayern zuzustimmen, die eine einwen-
dungs- und einredefreie Forfaitierung von bis zu 100 % 
des die Investitionen abbildenden Grundpreises der 
vertragsgegenständlichen Energielieferung vorsehen, 
wenn der Freistaat Bayern unbelastetes Eigentum an 
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sämtlichen Sachen erhält, die der Contractor zur Erfül-
lung seiner Verpflichtungen aus dem Energieliefer-Con-
tracting-Vertrag einbringt oder mit einem Grundstück des 
Freistaates Bayern verbindet. 2Soweit die Summe der 
Raten des die Investitionskosten abbildenden Grundprei-
ses im Einzelfall 1 000 000 € bezogen auf die Vertrags-
laufzeit nicht überschreitet, gilt die Ermächtigung nach 
Satz 1 bis zu einem Gesamtvolumen von 10 000 000 €; 
das Gesamtvolumen bemisst sich nach der Jahressum-
me des die Investitionskosten abbildenden Grundpreises 
aus den Energieliefer-Contracting-Verträgen.

(3) 1Die Bestände der Rücklagen und Sondervermö-
gen bei den Kapiteln 80 01 bis 80 37 können bis zu ihrer 
Inanspruchnahme im Rahmen der Liquiditätssteuerung 
des Gesamthaushalts eingesetzt werden. 2Soweit da-
durch oder aus sonstigen liquiditätsmäßigen Gründen die 
bestehende Kreditermächtigung für die Anschlussfinan-
zierung auslaufender Altschulden noch nicht beansprucht 
werden muss, kann sie in die folgenden Haushaltsjahre 
übertragen werden.

(4) Nach Art.  63 Abs.  5 BayHO in Verbindung mit 
Art.  63 Abs.  3 Satz 2 BayHO wird zugelassen, dass 
Betreibern von Kinderbetreuungseinrichtungen Räum-
lichkeiten in staatseigenen Liegenschaften gegen einen 
verbilligten Mietzins oder unter vollständigem Verzicht auf 
einen Mietzins überlassen werden, wenn

1.	 der Elternbeitrag für den Besuch den in der jeweiligen 
kommunalen Beitragssatzung festgelegten Besuchs-
beitrag, hilfsweise den durchschnittlichen Besuchs-
beitrag freigemeinnütziger Träger in der Gemeinde, 
nicht überschreitet und

2.	 in der Kindertageseinrichtung Betreuungsplätze für 
Kinder von staatlichen Bediensteten bereitgehalten 
werden.

(5) 1Dem Bayerischen Hauptmünzamt wird gestat-
tet, für die Erbringung von Garantien im Rahmen der 
Teilnahme an Ausschreibungen oder des Abschlusses 
von Verträgen zur Prägung von Münzen Avalkredite bis 
zur Höhe von insgesamt 5 000 000 € für die Dauer der 
jeweiligen Ausschreibungsverfahren oder der jeweiligen 
Vertragserfüllungen aufzunehmen. 2Das Staatsministeri-
um der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat wird 
ermächtigt, eine Patronatserklärung abzugeben, dass der 
Freistaat Bayern das Bayerische Hauptmünzamt in die 
Lage versetzen wird, eventuellen Zahlungsverpflichtun-
gen im Fall der Inanspruchnahme aus dem Aval nach-
kommen zu können.

(6) 1Angehörige des öffentlichen Dienstes dürfen ihre 
privaten Elektrofahrzeuge oder Hybridelektrofahrzeu-
ge an Ladevorrichtungen ihrer unmittelbaren Beschäf-
tigungsdienststelle ohne Kostenerstattung elektrisch 
aufladen, soweit dienstliche Belange dem nicht entgegen-
stehen. 2Die Behördenleitung kann Dritten eine entspre-

chende kostenfreie Stromentnahme gestatten, solange 
sich die Personen auf Veranlassung der Behörde oder in 
Zusammenhang mit Aufgaben und Zuständigkeiten der 
Behörde auf dem Behördengelände aufhalten.

(7) 1Das Staatsministerium des Innern, für Bau und 
Verkehr wird ermächtigt, die Abgabe von Garantieerklä-
rungen im Rahmen der Ausschreibungen von Verkehrs-
leistungen im Schienenpersonennahverkehr für folgende 
Projekte anzubieten, mit denen es für die ordnungsge-
mäße Leistung des Kapitaldienstes gegenüber dem Er-
werber der Schienenfahrzeuge einsteht (Kapitaldienstga-
rantie):

1.	 für das Projekt „Donau-Isar“ bis zu einem Betrag von 
400 000 000 €,

2.	 für das Projekt „E-Netz Regensburg“ bis zu ei-
nem Betrag von 330 000 000 € und

3.	 für das Projekt „1. Münchner S-Bahn Vertrag“ bis zu 
einem Betrag von 4 100 000 000 €.

2Die Laufzeit der Garantie darf höchstens 24 Jahre be-
tragen. 3Damit verbunden ist die Verpflichtung, den 
Wiedereinsatz der Schienenfahrzeuge während der 
Amortisationszeit von 24 Jahren zu garantieren (Wieder-
einsatzgarantie).

(8) 1Nach Art.  63 Abs.  5 BayHO in Verbindung mit 
Art. 63 Abs. 3 Satz 2 BayHO wird das Staatsministerium 
der Justiz ermächtigt, der Stiftung „Internationale Akade-
mie Nürnberger Prinzipien“ und dem „Memorium Nürn-
berger Prozesse“, die jeweils genutzten Räumlichkeiten 
im Ostflügel des Justizgebäudes in Nürnberg, Fürther 
Straße 110-112 auf Dauer und unentgeltlich zu überlas-
sen. 2Die näheren Einzelheiten hierzu regelt eine Nut-
zungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern, der 
Stadt Nürnberg und der Internationalen Akademie Nürn-
berger Prinzipien.

(9) Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, der Stadibau – 
Gesellschaft für den Staatsbedienstetenwohnungsbau in 
Bayern mit beschränkter Haftung ein auf die Dauer von 
60  Jahren befristetes, unentgeltliches Erbbaurecht am 
staatseigenen Grundstück Flurstück-Nr. 439/52 der Ge-
markung Oberföhring zu 4 149 m² einzuräumen.

(10) Das Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst wird ermächtigt, der Helmholtz-
Zentrum für Infektionsforschung Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung Braunschweig ein unentgeltliches 
Erbbaurecht an dem staatseigenen Grundstück Flurstück-
Nr. 4400 der Gemarkung Würzburg von rund 4 200 m² für 
die Errichtung eines Gebäudes für das Helmholz-Institut 
RNA & Infektion Würzburg (HIRI) einzuräumen.

(11) Das Staatsministerium des Innern, für Bau 
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und Verkehr wird ermächtigt, die Durchfinanzierung 
der Zweiten S-Bahn-Stammstrecke München gemäß 
Bau- und Finanzierungsvertrag bis zu einem Betrag von 
3 849 000 000 € zu erklären; der Betrag umfasst auch 
eine Vorfinanzierung des Finanzierungsanteils des Bun-
des durch den Freistaat Bayern.

Art. 9

Änderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) vom 
5. August 2010 (GVBl. S. 410, 764, BayRS 2032-1-1-F), 
das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2016 (GVBl. S. 354) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 Art. 27 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

b)	 Der bisherige Abs.  4 wird Abs.  3 und wird wie 
folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Anteile der Ämter nach Abs. 2 dürfen 
nach Maßgabe sachgerechter Bewertung 
die Obergrenze von 30  v.  H. nicht über-
schreiten.“

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „Die Vomhun-
dertsätze des Satzes 1 beziehen“ durch die 
Wörter „Der Vomhundertsatz des Satzes  1 
bezieht“ ersetzt.

c)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und in Satz 2 
werden die Wörter „Abs. 4 Satz 1 erster Spiegel-
strich“ durch die Angabe „Abs. 3 Satz 1“ ersetzt.

d)	 Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5.

e)	 Es wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) 1Der Leiter oder die Leiterin des Finanz-
amts München kann abweichend von Abs. 1 in 
der Besoldungsordnung B eingestuft werden. 
2Der Stellvertreter oder die Stellvertreterin des 
Leiters oder der Leiterin des Finanzamts Mün-
chen erhält eine Amtszulage entsprechend 
Abs. 2.“

2.	 In Art. 34 Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter „ , mit Aus-
nahme der Zulage nach Art. 27 Abs. 3 Satz 1,“ gestri-
chen.

3.	 Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geän-
dert:

aa)	 Die Zeile „Direktor, Direktorin des Hauses 
der Bayerischen Geschichte“ wird gestri-
chen.

bb)	 Nach der Zeile „Direktor, Direktorin des Lan-
desamts für Maß und Gewicht“ wird die Zei-
le „Direktor, Direktorin des Landesamts für 
Schule“ eingefügt.

cc)	 Die Zeile „Leiter oder Leiterin der Landes-
baudirektion bei der Autobahndirektion 
Nordbayern4)“ wird durch die Zeile „Leiter 
oder Leiterin des Finanzamts München“ er-
setzt.

dd)	 Vor der Zeile „Präsident, Präsidentin des 
Landesamts für Datenschutzaufsicht“ wird 
die Zeile „Präsident, Präsidentin der Landes-
baudirektion Bayern“ eingefügt.

ee)	 Fußnote 4 wird aufgehoben.

b)	 In der Besoldungsgruppe B 4 wird die Zeile „Ge-
neraldirektor, Generaldirektorin der Bayerischen 
Staatsgemäldesammlungen“ und die Zeile „Prä-
sident, Präsidentin der Verwaltung der staatli-
chen Schlösser, Gärten und Seen“ gestrichen.

c)	 Die Besoldungsgruppe B 5 wird wie folgt geän-
dert:

aa)	 Nach der Zeile „Direktor, Direktorin bei einem 
Regionalträger der Deutschen Rentenversi-
cherung“ wird die Zeile „Direktor, Direktorin 
des Hauses der Bayerischen Geschichte“ 
eingefügt.

bb)	 Nach der Zeile „Erster Direktor, Erste Direk-
torin eines Regionalträgers der Deutschen 
Rentenversicherung“ wird die Zeile „Gene-
raldirektor, Generaldirektorin der Bayeri-
schen Staatsgemäldesammlungen“ einge-
fügt.

d)	 Die Besoldungsgruppe B 6 wird wie folgt geän-
dert:

aa)	 Nach der Zeile „Polizeipräsident, Polizeiprä-
sidentin2)“ wird die Zeile „Präsident, Präsi-
dentin der Akademie der Wissenschaften3)“ 
eingefügt.

bb)	 Nach der Zeile „Präsident, Präsidentin der 
Lotterieverwaltung“ wird die Zeile „Präsident, 
Präsidentin der Verwaltung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen“ eingefügt.
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cc)	 Es wird folgende Fußnote 3 angefügt:

„3)	 Soweit der Amtsinhaber oder die Amts-
inhaberin zugleich Professor oder Pro-
fessorin ist, kann abweichend von Art. 5 
Satz 1 die Besoldung aus dem zuerst 
übertragenen Amt gewährt werden. 
Dies gilt auch für befristete Leistungsbe-
züge für die Dauer der Befristung.“

e)	 Der Besoldungsgruppe R 2 Fußnote 8 wird fol-
gender Satz 4 angefügt:

„Erhält als Leiter oder Leiterin einer Hauptabtei-
lung an einem Gericht mit 151 und mehr Plan-
stellen für Richter und Richterinnen eine Amts-
zulage nach Anlage 4.“

f)	 In der Besoldungsgruppe B  3 kw wird vor der 
Zeile „Direktor, Direktorin des Planungsverbands 
äußerer Wirtschaftsraum München“ die Zeile „Di-
rektor, Direktorin des Hauses der Bayerischen 
Geschichte“ eingefügt.

g)	 Die Besoldungsgruppe B 4 kw wird wie folgt ge-
ändert:

aa)	 Vor der Zeile „Geschäftsführender Direk-
tor, Geschäftsführende Direktorin der Lan-
desgewerbeanstalt Bayern“ wird die Zeile 
„Generaldirektor, Generaldirektorin der 
Bayerischen Staatsgemäldesammlungen“ 
eingefügt.

bb)	 Es wird die Zeile „Präsident, Präsidentin der 
Verwaltung der staatlichen Schlösser, Gär-
ten und Seen“ angefügt.

4.	 Anlage 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Zeile Rechtsgrundlage „Art.  27 Abs.  2, 
Abs. 3 Satz 2“ wird in der Spalte Rechtsgrund-
lage die Angabe „Abs.  3“ durch die Angabe 
„Abs. 6“ ersetzt.

b)	 Die Zeile Rechtsgrundlage „Art. 27 Abs. 3 Satz 1“ 
wird gestrichen.

c)	 In der Zeile Besoldungsgruppe A 13 wird in der 
Spalte Fußnote in der Zeile „4 in Verbindung mit 
Art. 27 Abs. 6 Satz 2“ die Angabe „Abs. 6“ durch 
die Angabe „Abs. 5“ ersetzt.

d)	 In der Zeile Besoldungsgruppe R 2 wird in der 
Spalte Fußnote nach der Angabe „7,“ die Angabe 
„8,“ eingefügt.

Art. 10

Änderung des  
Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes

Art. 26 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 des Bayerischen Beam-
tenversorgungsgesetzes (BayBeamtVG) vom 5. August 
2010 (GVBl. S. 410, 528, 764, BayRS 2033-1-1-F), das 
zuletzt durch § 6 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 
(GVBl. S. ….) geändert worden ist wird wie folgt gefasst: 

„3.	 in den Fällen des Abs.  2 Satz  1 Nr.  4, wenn eine 
nach Art. 14 Abs. 1 ruhegehaltfähige Dienstzeit von 
20 Jahren zurückgelegt worden ist

a)	 bis zum 31.  Dezember 2016 im Schicht- oder 
Wechselschichtdienst, 

b)	 ab dem 1. Januar 2017 mit mindestens 450 ab-
gerechneten Stunden Nacht-, Sonntags- und 
Feiertagsdienst pro Kalenderjahr oder

c)	 in vergleichbar belastenden unregelmäßigen 
Diensten.“

Art. 11

Änderung der  
Bayerischen Zulagenverordnung

Die Bayerische Zulagenverordnung (BayZulV) vom 
16.  November 2010 (GVBl. S.  747, BayRS 2032-2-11-
F), die zuletzt durch § 2 der Verordnung vom 4. Oktober 
2016 (GVBl. S. 302) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 12 wie 
folgt gefasst:

„§ 12 (aufgehoben)“.

2.	 § 12 wird aufgehoben.

3.	 § 20 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nr. 1 wird aufgehoben.

bb)	 Die bisherigen Nrn. 2 bis 5 werden die Nrn. 1 
bis 4.

b)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

c)	 Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die Abs. 2 
und 3.
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d)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und die Wörter 
„der Abs. 1 Nrn. 1 und 3, Abs. 2 bis 4“ werden 
durch die Wörter „von Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3“ 
ersetzt.

4.	 Anlage 4 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 4
(zu §§ 11 bis 18)

Erschwerniszulagen

Rechtsgrundlage Betrag in 
Euro

je Stunde
§  11 Abs.  2 
Satz 1

Nr. 1 3,32
in der Zeit zwischen 20:00 Uhr und 6:00 Uhr 4,00

Nr. 2 0,66
für Beamte und Beamtinnen mit einer Zulage nach Art.  34 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 bis 6 BayBesG

0,81

Nr. 3 4,00
je Monat

§ 13 Abs. 1 16,02
Abs. 2 48,07
Abs. 3 64,09

§ 14 Satz 1 Nr. 1 261,12
Nr. 2, 3 160,21

Satz 2 160,21 
§ 14a 143,22 
§ 15 Abs. 1

Satz 1
Nr. 1 mit Zusatzqualifikation 376,49 

ohne Zusatzqualifikation 331,10
Nr. 2 mit Zusatzqualifikation 338,05

ohne Zusatzqualifikation 292,65
Abs. 2 48,07 

§ 16 Abs. 1 40,06 
Abs. 2 16,02 

je Stunde
§  17 Abs.  3 
Satz 1 in Ver-
bindung mit 
§  17 Abs.  2 
Satz 1

Nr. 1 2,88
Nr. 2 Tauchtiefe bis zu 5 m 11,96 

mehr als 5 m 14,51 
mehr als 10 m 18,03
mehr als 15 m bis zu 20 m 23,22 
je weitere 5 m 4,63

§ 18 Abs. 1 je Einsatz 26,70 
monatlicher Höchstbetrag 400,45

Abs. 2 Satz 1 je Einsatz bis zu 267,02 
Abs. 3 monatlicher Gesamtbetrag 854,46 
Abs. 4 je Einsatz 16,02 

monatlicher Höchstbetrag 240,33

.“
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Art. 12

Änderung des  
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz 
(BaySchFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.  Mai 2000 (GVBl. S.  455, 633, BayRS 2230-7-1-K), 
das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Juni 2016 
(GVBl. S. 102) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.	 In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu Art. 51 
das Wort „kirchlichen“ gestrichen.

2.	 Art. 51 wird wie folgt gefasst:

„Art. 51 

Vorkurse an Spätberufenengymnasien

An Spätberufenengymnasien, die am 1. Januar 
1987 als solche in kirchlicher Trägerschaft standen, 
werden Vorkurse auch weiterhin in die Förderung 
nach Art. 38 bis 40 und 46 einbezogen.“

Art. 13

Durchführungsbestimmungen

Für die Ausführung des Haushaltsplans und die 
Aufstellung der Haushaltsrechnung gelten neben den 
allgemeinen haushaltsrechtlichen Vorschriften die weite-

ren haushaltsgesetzlichen Regelungen in den Durchfüh-
rungsbestimmungen zu diesem Gesetz.

Art. 14

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten bis 
zum Tag der Bekanntmachung des Haushaltsgesetzes 
des folgenden Haushaltsjahres weiter.

(3) Mit Ablauf des 31. Dezember 2016 treten außer 
Kraft:

1.	 das Haushaltsgesetz 2003/2004 (HG 2003/2004) 
vom 24. Dezember 2002 (GVBl. S. 937, BayRS 630-
2-13-F), das zuletzt durch §  1 des Gesetzes vom 
24.  März 2004 (GVBl. S.  84) geändert worden ist, 
und

2.	 das Haushaltsgesetz 2007/2008 (HG 2007/2008) 
vom 22.  Dezember 2006 (GVBl. S.  1056, BayRS 
630-2-16-F), das zuletzt durch Gesetz vom 17. De-
zember 2008 (GVBl. S. 958) geändert worden ist.

München, den 20. Dezember 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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Anlage 1

Haushaltsplan
des Freistaates Bayern
für die Haushaltsjahre

2017 und 2018

Gesamtplan
Teil I:  Haushaltsübersicht

einschließlich Übersicht über die 
Verpfl ichtungsermächtigungen

Teil II: Finanzierungsübersicht

Teil III: Kreditfi nanzierungsplan
.
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Gesamtplan

Einzel-
plan

B e z e i c h n u n g

Einnahmen

Betrag für
2017

Tsd. €

Betrag für
2016

Tsd. €

gegenüber
2016

mehr (+)
weniger (-)

Tsd. €
1 2 3 4 5

01  Landtag 783,0 609,2 +173,8

02  Ministerpräsident und Staatskanzlei 495,4 497,0 -1,6

03  Staatsministerium des Innern, für Bau und Ver-
kehr

2.480.413,5 2.292.996,4 +187.417,1

04  Staatsministerium der Justiz 1.031.079,4 1.026.663,9 +4.415,5

05  Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst - Bildung und Kultus -

84.177,8 70.679,4 +13.498,4

06  Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat

455.723,9 442.349,8 +13.374,1

07  Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie

193.207,4 156.102,6 +37.104,8

08  Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten

411.111,6 493.591,8 -82.480,2

10  Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration

1.634.099,7 1.710.530,2 -76.430,5

11  Bayerischer Oberster Rechnungshof 12,9 20,8 -7,9

12  Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz

124.094,9 129.083,3 -4.988,4

13  Allgemeine Finanzverwaltung 50.293.689,0 47.637.239,6 +2.656.449,4

14  Staatsministerium für Gesundheit und Pfl ege 12.835,0 4.186,6 +8.648,4

15  Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst - Wissenschaft und Kunst -

1.931.754,9 1.855.186,5 +76.568,4

Summe 58.653.478,4 55.819.737,1 +2.833.741,3
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Teil I: Haushaltsübersicht 2017

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss

Verpfl ichtungs-
ermächtigungen

2017
Tsd. €

Einzel-
plan

Betrag für
2017 

Tsd. €

Betrag für
2016

Tsd. €

gegenüber
2016

mehr (+)
weniger (-)

Tsd. €

Betrag für
2017

Tsd. €

Betrag für
2016

Tsd. €
6 7 8 9 10 11 12

126.461,2 124.386,7 +2.074,5 -125.678,2 -123.777,5 600,0 01  

81.116,5 60.633,0 +20.483,5 -80.621,1 -60.136,0 - 02  

7.979.698,7 7.456.953,3 +522.745,4 -5.499.285,2 -5.163.956,9 7.764.507,0 03  

2.308.291,6 2.228.525,0 +79.766,6 -1.277.212,2 -1.201.861,1 337.255,9 04  

12.023.464,9 11.712.138,8 +311.326,1 -11.939.287,1 -11.641.459,4 235.991,0 05  

2.591.379,7 2.403.381,9 +187.997,8 -2.135.655,8 -1.961.032,1 529.205,0 06  

1.066.277,3 939.452,0 +126.825,3 -873.069,9 -783.349,4 538.105,0 07  

1.402.955,8 1.337.833,7 +65.122,1 -991.844,2 -844.241,9 279.908,2 08  

6.317.156,7 6.957.337,7 -640.181,0 -4.683.057,0 -5.246.807,5 479.311,9 10  

35.222,0 35.424,7 -202,7 -35.209,1 -35.403,9 - 11  

882.445,3 868.162,7 +14.282,6 -758.350,4 -739.079,4 144.755,0 12  

17.050.116,0 15.054.349,6 +1.995.766,4 +33.243.573,0 +32.582.890,0 1.220.113,2 13  

136.835,1 116.737,3 +20.097,8 -124.000,1 -112.550,7 37.647,0 14  

6.652.057,6 6.524.420,7 +127.636,9 -4.720.302,7 -4.669.234,2 598.796,2 15  

58.653.478,4 55.819.737,1 +2.833.741,3 - - 12.166.195,4
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Gesamtplan

Einzel-
plan

B e z e i c h n u n g

Einnahmen

Betrag für
2018

Tsd. €

Betrag für
2017

Tsd. €

gegenüber
2017

mehr (+)
weniger (-)

Tsd. €
1 2 3 4 5

01  Landtag 783,0 783,0 -

02  Ministerpräsident und Staatskanzlei 495,4 495,4 -

03  Staatsministerium des Innern, für Bau und Ver-
kehr

2.526.360,1 2.480.413,5 +45.946,6

04  Staatsministerium der Justiz 1.034.079,4 1.031.079,4 +3.000,0

05  Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst - Bildung und Kultus -

92.808,1 84.177,8 +8.630,3

06  Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat

431.626,5 455.723,9 -24.097,4

07  Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie

175.276,7 193.207,4 -17.930,7

08  Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten

413.111,6 411.111,6 +2.000,0

10  Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration

1.714.042,0 1.634.099,7 +79.942,3

11  Bayerischer Oberster Rechnungshof 12,9 12,9 -

12  Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz

125.235,4 124.094,9 +1.140,5

13  Allgemeine Finanzverwaltung 51.688.088,3 50.293.689,0 +1.394.399,3

14  Staatsministerium für Gesundheit und Pfl ege 12.865,7 12.835,0 +30,7

15  Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst - Wissenschaft und Kunst -

1.876.761,5 1.931.754,9 -54.993,4

Summe 60.091.546,6 58.653.478,4 +1.438.068,2
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Teil I: Haushaltsübersicht 2018

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss

Verpfl ichtungs-
ermächtigungen

2018
Tsd. €

Einzel-
plan

Betrag für
2018 

Tsd. €

Betrag für
2017

Tsd. €

gegenüber
2017

mehr (+)
weniger (-)

Tsd. €

Betrag für
2018

Tsd. €

Betrag für
2017

Tsd. €
6 7 8 9 10 11 12

133.078,1 126.461,2 +6.616,9 -132.295,1 -125.678,2 8.000,0 01  

80.771,8 81.116,5 -344,7 -80.276,4 -80.621,1 - 02  

8.171.656,2 7.979.698,7 +191.957,5 -5.645.296,1 -5.499.285,2 6.365.824,4 03  

2.365.044,6 2.308.291,6 +56.753,0 -1.330.965,2 -1.277.212,2 223.272,3 04  

12.513.427,7 12.023.464,9 +489.962,8 -12.420.619,6 -11.939.287,1 254.286,0 05  

2.669.454,8 2.591.379,7 +78.075,1 -2.237.828,3 -2.135.655,8 314.547,4 06  

1.080.423,6 1.066.277,3 +14.146,3 -905.146,9 -873.069,9 270.285,0 07  

1.420.219,7 1.402.955,8 +17.263,9 -1.007.108,1 -991.844,2 222.603,0 08  

6.246.873,1 6.317.156,7 -70.283,6 -4.532.831,1 -4.683.057,0 456.349,7 10  

36.402,8 35.222,0 +1.180,8 -36.389,9 -35.209,1 - 11  

902.691,5 882.445,3 +20.246,2 -777.456,1 -758.350,4 144.185,0 12  

17.573.860,5 17.050.116,0 +523.744,5 +34.114.227,8 +33.243.573,0 434.920,6 13  

137.065,4 136.835,1 +230,3 -124.199,7 -124.000,1 17.022,0 14  

6.760.576,8 6.652.057,6 +108.519,2 -4.883.815,3 -4.720.302,7 470.385,0 15  

60.091.546,6 58.653.478,4 +1.438.068,2 - - 9.181.680,4

Gesamtplan

Einzel-
plan

B e z e i c h n u n g

Einnahmen

Betrag für
2018

Tsd. €

Betrag für
2017

Tsd. €

gegenüber
2017

mehr (+)
weniger (-)

Tsd. €
1 2 3 4 5

01  Landtag 783,0 783,0 -

02  Ministerpräsident und Staatskanzlei 495,4 495,4 -

03  Staatsministerium des Innern, für Bau und Ver-
kehr

2.526.360,1 2.480.413,5 +45.946,6

04  Staatsministerium der Justiz 1.034.079,4 1.031.079,4 +3.000,0

05  Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst - Bildung und Kultus -

92.808,1 84.177,8 +8.630,3

06  Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat

431.626,5 455.723,9 -24.097,4

07  Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie

175.276,7 193.207,4 -17.930,7

08  Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten

413.111,6 411.111,6 +2.000,0

10  Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie 
und Integration

1.714.042,0 1.634.099,7 +79.942,3

11  Bayerischer Oberster Rechnungshof 12,9 12,9 -

12  Staatsministerium für Umwelt und Verbraucher-
schutz

125.235,4 124.094,9 +1.140,5

13  Allgemeine Finanzverwaltung 51.688.088,3 50.293.689,0 +1.394.399,3

14  Staatsministerium für Gesundheit und Pfl ege 12.865,7 12.835,0 +30,7

15  Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-
senschaft und Kunst - Wissenschaft und Kunst -

1.876.761,5 1.931.754,9 -54.993,4

Summe 60.091.546,6 58.653.478,4 +1.438.068,2
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Gesamtplan
Teil II: Finanzierungsübersicht für die Haushaltsjahre 2017 und 2018  Betrag für

2017
Tsd. €

Betrag für
2018
Tsd. €

Betrag für
2016
Tsd. €

A. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Einnahmen 
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rück-
lagen, Einnahmen aus Überschüssen).........................................................

57.262.092,3 58.834.388,4 53.574.939,7

2. Ausgaben 
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an 
Rücklagen und Ausgaben zur Deckung eines Fehlbetrags).........................

57.993.178,4 59.395.446,6 55.686.417,1

3. Finanzierungssaldo (Nr. 1 abzüglich Nr. 2)................................................... -731.086,1 -561.058,2 -2.111.477,4

B. Deckung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt

1.1.1 im allgemeinen Haushalt .............................................................................. 3.362.436,0 1.823.198,0 976.618,1

1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB .................................... - - 580.000,0

1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel (einschließlich 
Marktpfl ege)

1.2.1 im allgemeinen Haushalt .............................................................................. 3.362.436,0 1.823.198,0 976.618,1

1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB .................................... 500.000,0 500.000,0 1.130.000,0

1.3 Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt (Nr. 1.1 abzüglich Nr. 1.2) ................. -500.000,0 -500.000,0 -550.000,0

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

2.1 Einnahmen aus Überschüssen..................................................................... - - -

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen ................................................... - - -

3. Rücklagenbewegung

3.1 Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken ......................................... 1.891.386,1 1.757.158,2 2.794.797,4

3.2 Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke ........................................... 660.300,0 696.100,0 133.320,0

3.3 Saldo (Nr. 3.1 abzüglich Nr. 3.2)................................................................... 1.231.086,1 1.061.058,2 2.661.477,4

4. Deckung insgesamt (Nr. 1.3 und Nr. 3.3) 731.086,1 561.058,2 2.111.477,4

Teil III: Kreditfi nanzierungsplan für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 

1. Kredite am Kreditmarkt
1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt

1.1.1 im allgemeinen Haushalt .............................................................................. 3.362.436,0 1.823.198,0 976.618,1

1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB .................................... - - 580.000,0

1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel (einschließlich 
Marktpfl ege)..................................................................................................

1.2.1 im allgemeinen Haushalt .............................................................................. 3.362.436,0 1.823.198,0 976.618,1

1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB .................................... 500.000,0 500.000,0 1.130.000,0

1.3 Saldo (Nr. 1.1 abzüglich Nr. 1.2)................................................................... -500.000,0 -500.000,0 -550.000,0

2. Kredite im öffentlichen Bereich

2.1 Einnahmen aus zweckbestimmten Krediten von Gebietskörperschaften u. Ä. 150,0 150,0 150,0

2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften u. Ä. ................. 64.000,0 60.000,0 40.000,0

2.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 2.1 abzüglich Nr. 2.2) .......................................... -63.850,0 -59.850,0 -39.850,0

3. Kreditaufnahmen insgesamt

3.1 Bruttokreditaufnahme (Nr. 1.1 und Nr. 2.1)................................................... 3.362.586,0 1.823.348,0 1.556.768,1

3.2 Ausgaben zur Schuldentilgung (Nr. 1.2 und Nr. 2.2) .................................... 3.926.436,0 2.383.198,0 2.146.618,1

3.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 1.3 und Nr. 2.3).................................................... -563.850,0 -559.850,0 -589.850,0
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  1.	 Deckungsfähigkeit

  1.1	 Soweit nicht Nr.  12.1 zur Anwendung kommt, 
sind innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel 
gegenseitig deckungsfähig die Mittel der Titel

  1.1.1	 517 01	 Bewirtschaftung der Grundstücke, Ge-
bäude und Räume,

517 05	 Bewirtschaftung durch Heizung, Be-
leuchtung und elektrische Kraft,

517 31	 Bewirtschaftung der Grundstücke, Ge-
bäude und Räume – soweit die Bewirt-
schaftung durch andere Dienststellen 
erfolgt –,

517 35	 Bewirtschaftung durch Heizung, Be-
leuchtung und elektrische Kraft –  so-
weit die Bewirtschaftung durch andere 
Dienststellen erfolgt –,

518 0.	 Mieten und Pachten für Grundstücke, 
Gebäude und Räume,

518 31	 Mieten und Pachten für Grundstücke, 
Gebäude und Räume – soweit die Be-
wirtschaftung durch andere Dienststel-
len erfolgt –,

  1.1.2	 514 0.	 Haltung von Dienstfahrzeugen und

527 0.	 Reisekostenvergütungen für Dienstrei-
sen,

  1.1.3	 531 1.	 Fachveröffentlichungen und

531 2.	 Sonstige Veröffentlichungen.

  1.2	 Innerhalb desselben Einzelplans sind die Mittel 
der Titel 519 0. (Unterhaltung der Grundstücke 
und baulichen Anlagen), 701  0. (kleine Neu-, 
Um- und Erweiterungsbauten) und 702 0. (grund-
legende Erneuerung und Sanierung von Kanal-, 
Schachtbau- und Abwasseranlagen) gegenseitig 
deckungsfähig.

  1.3	 1Mit Einwilligung der zuständigen obersten 
Staatsbehörde können die bei den einzelnen 
Titeln der Anlagen S (staatlicher Hochbau) ver-
anschlagten Ausgaben und Verpflichtungser-
mächtigungen nach dem Baufortschritt verstärkt 
werden, wenn der Mehrbetrag innerhalb der 

Hochbauausgaben oder -verpflichtungsermäch-
tigungen desselben Einzelplans eingespart wird; 
dem Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat ist jeweils ein Ab-
druck des entsprechenden Einwilligungsschrei-
bens der zuständigen obersten Staatsbehörde 
zuzuleiten. 2Die danach zulässige gegenseitige 
Verstärkung darf nicht zu einer Abweichung von 
den den einzelnen Bauvorhaben zugrunde lie-
genden Unterlagen gemäß Art. 24 oder 54 Bay-
HO oder zu einer Überschreitung der festgesetz-
ten Gesamtkosten der einzelnen Maßnahmen 
führen. 3Bei grundstockfinanzierten Ansätzen ist 
eine Umschichtung nur zugunsten grundstock-
konformer Hochbaumaßnahmen zulässig; das 
Nähere regelt das Staatsministerium der Finan-
zen, für Landesentwicklung und Heimat.

  1.4	 Im Übrigen ergibt sich die Deckungsfähigkeit von 
Ausgabemitteln aus den im Haushaltsplan ent-
haltenen Vermerken.

  2.	 Bewirtschaftung der Personalausgaben

  2.1	 1Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben 
sind die Verwaltungen an die in Art. 6 Abs. 1 ge-
nannten Stellenpläne unter Beachtung der Nr. 3 
gebunden. 2Soweit keine Stellenbindung besteht, 
richtet sich die Bewirtschaftung grundsätzlich 
nach den veranschlagten Haushaltsbeträgen; 
dabei können innerhalb der einzelnen Kapitel die 
Erstattungsleistungen der Bundesagentur für Ar-
beit nach dem Altersteilzeitgesetz entsprechend 
dem Entstehungsgrund den betroffenen Haus-
haltsansätzen zugeführt werden.

  2.2	 1Die in einem Einzelplan bei den in Art. 6 Abs. 1 
genannten Titeln veranschlagten Mittel für Per-
sonalausgaben (einschließlich Titel 421 0.) dür-
fen – insoweit in Abweichung von Art. 45 Abs. 1 
BayHO – bei der Ausführung des Haushaltsplans 
zu einer Summe zusammengefasst und inner-
halb des Einzelplans gemeinsam bewirtschaf-
tet werden. 2Soweit bei den in die gemeinsame 
Bewirtschaftung einbezogenen Ansätzen außer-
planmäßige Ausgaben und bei den nicht in die 
gemeinsame Bewirtschaftung einbezogenen 
Ansätzen über- und außerplanmäßige Ausga-
ben erforderlich werden, gilt die Einwilligung des 
Staatsministeriums der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat hierzu allgemein als erteilt, 
wenn die über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben ausschließlich auf Stellenbesetzungen nach 

Durchführungsbestimmungen 
zum Haushaltsgesetz 2017/2018 

(DBestHG 2017/2018)

Anlage 2 
(zu Art. 13)
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Art. 6 Abs. 3 Nr. 1 zurückzuführen sind.

  2.3	 Für Beamte und Arbeitnehmer, bei denen gemäß 
Art. 6 Abs. 1 eine Stellenbindung besteht, dürfen 
Mehrarbeit oder Überstunden, für die eine Vergü-
tung zu zahlen ist, nur angeordnet werden, wenn 
bei Titel 422 41 bis 422 42 (Mehrarbeitsvergütun-
gen für Beamte) oder Titel 428 41 (Überstunden-
entgelte für Arbeitnehmer) ausreichende Mittel 
zur Verfügung gestellt sind.

  2.4	 Die Titel 422 0., 428 01 und 428 02 dürfen ein-
seitig zulasten der Titel für Europäische Fonds 
verstärkt werden.

  3.	 Besetzung von Planstellen und Stellen

Für die Besetzung von Planstellen und Stellen 
gelten Art. 6 dieses Gesetzes, Art. 47, 49 und 50 
BayHO sowie die zu diesen Bestimmungen er-
lassenen Verwaltungsvorschriften unter Beach-
tung der nachstehenden Bestimmungen.

  3.1	 Besondere Regelungen für den Hochschulbe-
reich

  3.1.1	 1Wissenschaftliche Mitarbeiter im Sinne des 
Art.  22 des Bayerischen Hochschulpersonalge-
setzes (BayHSchPG) können auch auf gleich- 
oder höherwertigen Stellen für Akademische 
Räte, Akademische Oberräte, Akademische Di-
rektoren oder Leitende Akademische Direktoren 
– jeweils ohne Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben an einer Hochschule – sowie auf Stellen für 
Professoren verrechnet werden. 2Akademische 
Oberräte auf Zeit der Besoldungsgruppe A  14 
können auf Stellen für Akademische Direktoren 
oder auf Stellen für Leitende Akademische Di-
rektoren – jeweils ohne Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben an einer Hochschule – sowie auf Stel-
len für Professoren verrechnet werden.

  3.1.2	 1Inhaber der Ämter des Akademischen Rats, des 
Akademischen Oberrats, des Akademischen 
Direktors oder des Leitenden Akademischen 
Direktors – jeweils ausschließlich der Lehrkräf-
te für besondere Aufgaben an einer Hochschu-
le – sowie wissenschaftliche Mitarbeiter können 
nicht auf Stellen, die für Lehrkräfte für besonde-
re Aufgaben an einer Hochschule ausgewiesen 
sind, verrechnet werden. 2Dies gilt nicht für Aka-
demische Räte, Akademische Oberräte, Akade-
mische Direktoren oder Leitende Akademische 
Direktoren, die mit einer Lehrverpflichtung von 
mehr als acht Lehrveranstaltungsstunden aus 
Ämtern der alten Personalstruktur übernommen 
wurden.

  3.1.3	 Inhaber der Ämter des Akademischen Rats, des 

Akademischen Oberrats, des Akademischen 
Direktors oder des Leitenden Akademischen Di-
rektors – jeweils einschließlich der Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben – der Besoldungsgruppen 
A 13 bis A 16 (Art. 19 bis 21 und 24 BayHSchPG) 
sowie vergleichbare Arbeitnehmer können auf 
Stellen für Professoren der Besoldungsgruppen 
W 2 und W 3 verrechnet werden.

  3.1.4	 Stellen für Akademische Räte auf Zeit der Besol-
dungsgruppe A  13 und Akademische Oberräte 
auf Zeit der Besoldungsgruppe A 14 dürfen mit 
entsprechend eingestuften Arbeitnehmern so-
wie wissenschaftlichen Mitarbeitern mit einem 
Bachelor-Abschluss besetzt werden, wenn de-
ren Arbeitsverhältnis den für wissenschaftliche 
Mitarbeiter geltenden Bestimmungen (Art.  22 
BayHSchPG) entsprechend befristet ist, sowie 
mit Ärzten, die in einem befristeten Arbeitneh-
merverhältnis zur Erlangung der Gebietsarztan-
erkennung beschäftigt werden.

  3.1.5	 Stellen der Entgeltgruppe  13 dürfen mit wis-
senschaftlichen Mitarbeitern im Arbeitnehmer-
verhältnis im Sinne des Art.  22 Abs.  2 Satz  1 
BayHSchPG, die einen Bachelor-Abschluss er-
worben haben, besetzt werden.

  3.1.6	 Künstlerische Mitarbeiter werden bei der Stellen-
verrechnung wie wissenschaftliche Mitarbeiter 
behandelt.

  3.1.7	 1Ärzte der klinisch-theoretischen Institute der 
Medizinischen Fakultäten, die vom Geltungsbe-
reich des Tarifvertrags für Ärztinnen und Ärzte an 
Universitätskliniken erfasst sind, können in be-
sonderen unabweisbaren Fällen auf Stellen der 
Besoldungsgruppe W 2, des akademischen Mit-
telbaus oder Arbeitnehmerstellen in den Entgelt-
gruppen  13  bis  15 verrechnet werden. 2Hierzu 
bedarf es mit Ausnahme der Nachbesetzungen 
der Bestandsfälle der vorherigen Zustimmung 
des Staatsministeriums der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat.

  3.1.8	 Unter den Voraussetzungen der Nr. 3.1.4 dür-
fen auf Stellen für Juniorprofessoren der Besol-
dungsgruppe W  1 Akademische Räte auf Zeit 
der Besoldungsgruppe A 13 sowie entsprechend 
eingestufte Arbeitnehmer und wissenschaftliche 
Mitarbeiter mit einem Bachelor-Abschluss ver-
rechnet werden.

  3.2	 Besondere Regelungen für den Richterbereich

Auf Stellen für Richter der Besoldungsgruppe 
R 2 können auch Richter kraft Auftrags der Be-
soldungsgruppen A 13 bis A 16, auf Stellen für 
Richter der Besoldungsgruppe R 1 auch Richter 
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kraft Auftrags der Besoldungsgruppen A  13 bis 
A 15 verrechnet werden.

  3.3	 Arbeitnehmer-Budget

  3.3.1	 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, 
zur Vorbereitung einer Einführung eines Arbeit-
nehmer-Budgets bei der Besetzung von Stellen 
für planmäßige Beamte und Richter, die gemäß 
Nr.  2.1 Satz  1 und Nr.  2.2 Satz  1 der gemein-
samen Bewirtschaftung unterliegen, mit Arbeit-
nehmern zu bestimmen, dass Entgelte abwei-
chend auf Titel 428 07 gebucht werden können. 
2Auf über- oder außerplanmäßige Ausgaben, 
die sich auf Grund der nach Satz 1 abweichen-
den Buchung ergeben, ist Art.  37 BayHO nicht 
anzuwenden; außerplanmäßige Ausgaben sind 
jedoch in der Haushaltsrechnung als solche zu 
bezeichnen.

  3.3.2	 Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat kann im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Obersten Rechnungshof 
für den Vollzug des Arbeitnehmer-Budgets ei-
nen von den Durchführungsbestimmungen zum 
Haushaltsgesetz, den Verwaltungsvorschriften 
zur Bayerischen Haushaltsordnung (VV-BayHO) 
und den Bestimmungen für die Auszahlung und 
den rechnungsmäßigen Nachweis der Bezüge 
und sonstigen Leistungen bei Versetzung, Ab-
ordnung und Zuweisung abweichenden Nach-
weis der Entgeltzahlungen bestimmen.

  3.4	 Feststellungen der Rechnungsprüfung

1Stellen, die auf Grund von Feststellungen der 
Rechnungsprüfung nicht oder nicht in der ver-
anschlagten Wertigkeit erforderlich sind, sind in 
die Verhandlungen zur Aufstellung des Haus-
haltsplans einzubeziehen. 2Art. 50 Abs. 1 BayHO 
bleibt unberührt.

  4.	 Besondere Personalausgaben, Billigkeits-
leistungen

  4.1	 Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen dürfen 
Fahrkostenzuschüsse für die regelmäßigen Fahr-
ten zwischen Wohnung und Dienststätte nach 
Maßgabe der Fahrkostenzuschuss-Bekanntma-
chung des Staatsministeriums der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat (FkzBek) vom 
15. November 2001 (FMBl. S. 471; 2002 S. 69, 
StAnz. 2002 Nr. 27) in der jeweils geltenden Fas-
sung einschließlich der darauf entfallenden Pau-
schalsteuern gewährt werden.

  4.2	 Aus Mitteln der Titel 546 49 (Vermischte Verwal-
tungsausgaben) können auch die Ausgaben ge-

leistet werden:

  4.2.1	 für die Übernahme von Kosten des Rechtsschut-
zes für Bedienstete des Freistaates Bayern,

  4.2.2	 für die Kosten 

a)	 der amtsärztlichen Untersuchung von

- 	 Beamten und Bewerbern,

-	 Lehrkräften kirchlicher Genossenschaf-
ten, die auf Grund von Abstellungsver-
trägen im öffentlichen Volksschuldienst 
und Sondervolksschuldienst tätig sind, 
und

-	 Geistlichen und Laienkatecheten, die an 
öffentlichen Volksschulen, Sondervolks-
schulen und staatlichen Berufsschulen 
Religionsunterricht erteilen, sowie

b)	 einer von der Ernennungsbehörde angeord-
neten klinischen oder fachärztlichen Unter-
suchung,

  4.2.3	 soweit Mittel nicht gesondert veranschlagt sind, 
für den Sachschadenersatz ehrenamtlicher Rich-
ter und ehrenamtlicher Mitglieder von bei Staats-
behörden gebildeten Ausschüssen (Abschnitt 13 
der Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht 
analog),

  4.2.4	 für die Erstattung von Auslagen bei Vorstellungs-
reisen nach den geltenden Bestimmungen des 
Staatsministeriums der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat,

  4.2.5	 für die Übernahme von Kosten einer Impfung 
–  Grundimmunisierung, Auffrischungsimpfung, 
Impfserum  – gegen FSME. Voraussetzung für 
die Kostenübernahme ist, dass die beschäftigte 
Person in definierten FSME-Risikogebieten nach 
Robert-Koch-Institut

a)	 in der Land-, Forst- und Holzwirtschaft, im 
Gartenbau sowie in der Vermessungsver-
waltung regelmäßig Tätigkeiten in niederer 
Vegetation und in Wäldern,

b)	 im Straßenbetriebsdienst und im Bereich der 
Wasserwirtschaft mit regelmäßigen Tätigkei-
ten in niederer Vegetation,

c)	 im Tierhandel und bei der Jagd Tätigkeiten 
mit regelmäßigem direkten Kontakt zu freile-
benden Tieren oder

d)	 in Forschungseinrichtungen und Labo-
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ratorien regelmäßig Tätigkeiten mit Kon-
taktmöglichkeit zu infizierten Proben oder 
Verdachtsproben, zu erregerhaltigen oder 
verunreinigten Gegenständen oder Materi-
alien, wenn der Übertragungsweg gegeben 
ist,

ausübt und dadurch die Gefahr einer Infektion 
durch das FSME-Virus deutlich höher ist als bei 
der Allgemeinbevölkerung,

  4.2.6	 für die Übernahme der notwendigen Fahrkosten 
– bis zur Höhe der Kosten für die Benutzung öf-
fentlicher Verkehrsmittel oder im Fall einer not-
wendigen Benutzung eines eigenen Fahrzeugs 
Wegstreckenentschädigung in sinngemäßer An-
wendung des Art. 6 Abs. 6 des Bayerischen Rei-
sekostengesetzes – BayRKG – für die aus Anlass 
einer dienstlich angeordneten Inanspruchnahme 
des beim Betriebsärztlichen Dienst im jeweiligen 
Geschäftsbereich angesiedelten Psychologen.

  4.3	 1Den zur Ausbildung zugewiesenen Beamten 
(Art.  23 Abs.  2 BayRKG) werden die bei den 
staatlichen Lehreinrichtungen verfügbaren Un-
terkünfte unentgeltlich überlassen; Lehreinrich-
tungen im Sinne dieser Vorschrift sind solche, 
die ausschließlich oder nahezu ausschließlich 
Bildungsaufgaben für die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes wahrnehmen. 2Studierenden 
der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung 
und Rechtspflege in Bayern, die im Einzugs-
gebiet des Ortes der Lehreinrichtung wohnen 
(§ 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Bayerischen Tren-
nungsgeldverordnung – BayTGV – in Verbin-
dung mit Art. 4 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen 
Umzugskostengesetzes – BayUKG) und nicht 
schwerbehindert sind, werden keine Unterkünf-
te überlassen. 3Wenn im Einzelfall durch den 
Verzicht auf die unentgeltliche Unterbringung 
höhere Anmietkosten eingespart werden, kann 
auf Antrag anstatt der unentgeltlichen Unterkunft 
ein Fahrtkostenzuschuss gewährt werden. 4Eine 
geschlossene Unterbringung (§ 8 Abs. 4 Satz 2 
BayTGV) wird nicht begründet. 5Art. 127 BayBG 
bleibt unberührt.

  4.4	 1Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen wird Be-
amten, die im Lauf des Kalenderjahres vom Ar-
beitnehmerverhältnis in das Beamtenverhältnis 
übernommen wurden, eine außertarifliche Leis-
tung gewährt. 2Entsprechendes gilt, wenn Be-
schäftigte während des Kalenderjahres von ei-
nem Arbeitsverhältnis im Sinne des Tarifvertrags 
für den öffentlichen Dienst der Länder in ein Ar-
beitsverhältnis mit Besoldung nach Besoldungs-
recht wechseln. 3Die außertarifliche Leistung be-
trägt für die Beschäftigten in den Entgeltgruppen 
E 1 bis E 11 70 %, für die übrigen Beschäftigten 

65  % des monatlichen Entgelts, das dem Be-
schäftigten in den letzten drei Monaten vor dem 
Monat der Übernahme in das Beamtenverhält-
nis oder des Wechsels in ein Arbeitsverhältnis 
mit Besoldung nach Besoldungsrecht durch-
schnittlich gezahlt wurde; unberücksichtigt blei-
ben hierbei das zusätzlich für Überstunden und 
Mehrarbeit gezahlte Entgelt – mit Ausnahme der 
im Dienstplan vorgesehenen Mehrarbeits- und 
Überstunden  –, Leistungszulagen, Leistungs- 
und Erfolgsprämien. 4Der Bemessungssatz be-
stimmt sich nach der Entgeltgruppe am Ersten 
des Monats, der dem Monat der Verbeamtung 
oder des Wechsels in ein Arbeitsverhältnis mit 
Besoldung nach Besoldungsrecht unmittelbar 
vorhergeht. 5Die außertarifliche Leistung ver-
mindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalender-
monat, für den der Beschäftigte kein Entgelt aus 
dem Arbeitsverhältnis erhalten hat. 6Die außer-
tarifliche Leistung ist zulasten der Haushaltsstel-
le zu leisten, auf der der Beamte vor der Über-
nahme in das Beamtenverhältnis oder vor dem 
Wechsel in ein Arbeitsverhältnis mit Besoldung 
nach Besoldungsrecht geführt wurde.

4.5	 Aus Mitteln für Entgelte der Arbeitnehmer kann 
Arbeitnehmern für die Zeit für die ihnen Entgelt 
(§  15 TV-L) zusteht, eine Zulage gezahlt wer-
den, wenn ihre Tätigkeit mit Mehraufwendungen 
verbunden ist, die weder durch die Reisekosten-
vergütung noch durch das Entgelt abgegolten 
sind, und entsprechenden Beamten unter den 
gleichen Voraussetzungen und Umständen eine 
Aufwandsentschädigung gewährt wird.

4.6	 Dienstleistern, die Maßnahmen im Rahmen des 
Gesundheitsmanagements unter Bezugnahme 
auf den vom Staatsministerium der Finanzen mit 
Schreiben vom 26. Juli 2010, Az. PE-P 1400 FV-
028-29360/10, erlassenen Handlungsleitfaden 
zum Behördlichen Gesundheitsmanagement 
für Beschäftigte des Freistaates Bayern in Be-
hördenräumen durchführen, kann für die Durch-
führung der Maßnahme die Nutzung der Dienst-
räume unentgeltlich oder verbilligt überlassen 
werden.

4.7	 1Gesetzliche, durch Rechtsverordnung geregel-
te oder tarifliche Ausgaben zur finanziellen Ab-
geltung von krankheitsbedingt nicht in Anspruch 
genommenem Urlaub bei Beendigung eines Be-
amtenverhältnisses oder eines Arbeitsverhältnis-
ses sind auf der Haushaltsstelle zu verbuchen, 
auf der die Bezüge des Beschäftigten vor der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses oder des 
Arbeitsverhältnisses verbucht wurden. 2Satz  1 
gilt entsprechend soweit eine durch Gesetz, 
Rechtsverordnung oder Tarifvertrag geregelte fi-
nanzielle Abgeltung von krankheitsbedingt nicht 
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in Anspruch genommenem Urlaub bei Beendi-
gung eines Beamtenverhältnisses oder eines Ar-
beitsverhältnisses in einer Bekanntmachung der 
Staatsregierung oder in einer Bekanntmachung 
des Staatsministeriums der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat für entsprechend 
anwendbar erklärt wird.

4.8	 1Aus Mitteln für Entgelte der Arbeitnehmer kön-
nen im Rahmen des Konzepts „Regionalisierung 
von Verwaltung“ und im Rahmen der Verlagerung 
des Landesamts für Statistik in entsprechender 
Anwendung der §§  7 und 8 des Tarifvertrags 
über den Rationalisierungsschutz für Angestellte 
verdoppelte Abfindungen gezahlt werden. 2Die 
danach mögliche Abfindungssumme darf höchs-
tens 70 % der Personaldurchschnittskosten – be-
zogen auf den Zeitpunkt des Ausscheidens – be-
tragen, die ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens 
bis zu dem Zeitpunkt anfallen würden, zu dem 
die oder der Beschäftigte das gesetzlich festge-
legte Alter für eine Regelaltersrente erreicht hät-
te. 3Tritt die oder der Beschäftigte innerhalb eines 
Zeitraums, der kürzer ist als die der Abfindung 
zugrundeliegende Zahl der Monatsbezüge, in ein 
Arbeitsverhältnis zum Freistaat Bayern oder zu 
einem anderen Arbeitgeber, der vom Geltungs-
bereich des Tarifvertrags für den öffentlichen 
Dienst der Länder oder des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst erfasst ist, verringert sich die 
Abfindung entsprechend. 4Der überzahlte Betrag 
ist zurückzuzahlen. 5Beschäftigte haben bei Ab-
schluss des Auflösungsvertrags unter Zahlung 
der verdoppelten Abfindung dem Arbeitgeber 
gegenüber schriftlich zu erklären, dass sie sich 
über die Auswirkungen der freiwilligen Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses auf Leistungsan-
sprüche gegenüber der Arbeitsverwaltung sowie 
über die Folgen in den übrigen Zweigen der 
Sozialversicherung –  Kranken- und Rentenver-
sicherung einschließlich Rentenansprüche, Pfle-
geversicherung  – und in der Zusatzversorgung 
bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder eingehend informiert haben.

  4.9	 1Bedienstete des Freistaates Bayern, deren bis-
herige Dienststelle im Sinne des Personalvertre-
tungsrechts ganz oder teilweise im Rahmen der 
Heimatstrategie (Konzept „Regionalisierung von 
Verwaltung“ und „Strukturkonzept – Chancen im 
ganzen Land“) verlagert wird und die im Zuge 
dessen auf Dauer von ihrem bisherigen Dienstort 
an den Zielort wechseln, können einmalig eine 
Mobilitätsprämie in Höhe von 3 000 € brutto er-
halten. 2Die Gewährung der Mobilitätsprämie 
erfolgt aus dem Haushaltsansatz bei Kap. 13 03 
Tit. 443 06.

  5.	 Prüfungskosten, Personal- und Sachausga-
ben aus anderen Haushaltsansätzen

  5.1	 Aus Mitteln der Titel 459 0. (Prüfungsvergütun-
gen) sind auch sämtliche mit der Prüfung zusam-
menhängenden sächlichen Verwaltungsausga-
ben einschließlich der Reisekosten der mit der 
Durchführung der Prüfung beauftragten Prüfer 
und Prüfungshelfer zu bestreiten.

  5.2	 Soweit Bezüge der Beamten und Richter oder 
Entgelte der Beschäftigten im Staatshaushalt 
gebucht und nachgewiesen werden, aber ganz 
oder teilweise von Stellen außerhalb des Staats-
haushalts finanziell zu tragen sind, sind auch die 
Ausgaben für Beihilfen, abzuführende Beihilfe- 
und Verwaltungskostenpauschalen in den Fäl-
len von Art. 6 Abs. 6 Satz 3 und Abs. 7 Satz 3, 
Reisekosten, Umzugskosten, Trennungsgelder, 
Auslagenersatz im Sinne des Art.  12 BayUKG, 
Übergangsgelder sowie alle sonstigen personal-
bezogenen Ausgaben, z.  B. Unfallfürsorgeleis-
tungen, Sachschadenersatz und Fortbildungs-
reisen, zulasten der Ansätze aus Mitteln Dritter 
zu leisten.

  5.3	 Aus Mitteln der Titel 518 0. und 518 31 (Mieten 
und Pachten für Grundstücke, Gebäude und 
Räume) sind auch die Ausgaben für durchzufüh-
rende Ausschreibungsverfahren zur Anmietung 
von Immobilien, die ein privater Auftragnehmer 
nach den Vorgaben des Auftraggebers errichtet 
(Bestellbauten), insbesondere die für die Beauf-
tragung privater Sachverständiger anfallenden 
Ausgaben, zu bestreiten.

  6.	 Anlagen zum Haushaltsplan

  6.1	 Soweit in Zweckbestimmungen für mehrere mit 
einem Gesamtbetrag veranschlagte Maßnah-
men auf Anlagen zu den Einzelplänen verwiesen 
ist, sind die in diesen Anlagen aufgeführten Ein-
zelzwecke mit ihren Beträgen ebenso bindend, 
wie wenn diese Beträge bei den Zweckbestim-
mungen einzeln aufgeführt wären, es sei denn, 
dass in den Anlagen etwas anderes bestimmt ist.

  6.2	 1Soweit bei Titeln der Anlage S (staatlicher Hoch-
bau) Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigun-
gen wegen Fehlens der in Art. 24 Abs. 1 BayHO 
bezeichneten Unterlagen als gesperrt oder als 
Planungstitel bezeichnet sind, bedarf die Leis-
tung von Ausgaben oder die Inanspruchnahme 
von Verpflichtungsermächtigungen der Einwilli-
gung des Ausschusses für Staatshaushalt und 
Finanzfragen des Landtags. 2Dies gilt nicht für 
die Leistung von Ausgaben und Inanspruchnah-
me von Verpflichtungsermächtigungen für die 
Erstellung der Planungsunterlagen nach den 
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Art. 24 Abs. 1 und Art. 54 Abs. 1 BayHO. 3Das 
Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat wird ermächtigt, für die Er-
stellung der Planungsunterlagen von Neubauten 
nähere Anordnungen zu erlassen.

  7.	 Ausnahmen vom Bruttonachweis

1Ausnahmen vom Bruttonachweis der Einnah-
men und Ausgaben sind nach Maßgabe der 
Nr. 3 zu Art. 35 VV-BayHO zugelassen oder vor-
geschrieben. 2Darüber hinaus gilt Folgendes:

  7.1	 1Einnahmen aus der Anfertigung von Fotokopien 
durch Dritte und aus Rabatten für bereits gezahl-
te Ausgaben dürfen von der Ausgabe abgesetzt 
werden. 2Erstattungen von Reisekosten durch 
Dritte und pauschale Rabatte für bereits gezahlte 
Fahrtkosten dürfen von der Ausgabe abgesetzt 
werden.

  7.2	 Schadenersatzleistungen und Zahlungen anstel-
le von Garantieleistungen Dritter dürfen stets, 
also auch nach Abschluss der Bücher, insoweit 
von der Ausgabe abgesetzt werden, als sie zur 
Instandsetzung oder Ersatzbeschaffung be-
stimmt sind.

  7.3	 Zurückgezahlte Zuwendungen dürfen von der 
Ausgabe abgesetzt werden, soweit sie

  7.3.1	 noch während des gleichen Jahres, in dem sie 
ausgezahlt wurden, zurückgezahlt werden oder

  7.3.2	 im Rahmen von gemeinschaftlichen Finanzie-
rungen zwischen dem Bund und dem Land, 
insbesondere bei den Gemeinschaftsaufgaben, 
gewährt wurden und der Bund dies zulässt.

  7.4	 An das Finanzamt abzuführende Umsatzsteu-
ern für Betriebe gewerblicher Art dürfen von den 
diesbezüglichen Einnahmen abgesetzt werden.

  7.5	 Rückzahlungen von Einzahlungen, die über eine 
elektronische Bezahlplattform abgewickelt wer-
den, dürfen von der Einnahme abgesetzt wer-
den.

8.	 (nicht besetzt)

9.	 Zweckgebundene Einnahmen

1Zweckgebundene Einnahmen (Art.  8 Nr.  1  
BayHO) sind, auch wenn sie nicht oder nicht in 
voller Höhe veranschlagt sind, bei den zutreffen-
den Einnahmetiteln zu vereinnahmen und die 
hierdurch etwa erforderlich werdenden zusätzli-
chen Ausgaben bei den Ausgabetiteln zu veraus-
gaben. 2Auf hiernach sich ergebende über- oder 

außerplanmäßige Ausgaben ist Art.  37 BayHO 
nicht anzuwenden; außerplanmäßige Einnah-
men und Ausgaben sind jedoch in der Haus-
haltsrechnung als solche zu bezeichnen. 3Nicht 
verausgabte zweckgebundene Einnahmen dür-
fen in der Haushaltsrechnung als Ausgabereste 
nachgewiesen werden.

10.	 Nutzungen und Sachbezüge

10.1	 Veräußerungen von Erzeugnissen betrieblicher 
Einrichtungen

1An Beamte und Arbeitnehmer dürfen, soweit im 
Haushaltsplan nichts anderes bestimmt ist, wi-
derruflich die für den eigenen Verbrauch benötig-
ten Erzeugnisse der betrieblichen Einrichtungen 
ihrer unmittelbaren Beschäftigungsdienststelle 
mit einer Ermäßigung bis zu 20  % des ortsüb-
lichen Kleinverkaufspreises abgegeben werden; 
ausgenommen hiervon sind Beschäftigte, deren 
Arbeitszeit weniger als die Hälfte der regelmä-
ßigen Arbeitszeit beträgt. 2Satz  1 gilt auch für 
Ruhegehaltsempfänger und Rentner, soweit sie 
bis zum Eintritt in den Ruhestand und derglei-
chen bei der entsprechenden betrieblichen Ein-
richtung beschäftigt waren. 3Landwirtschaftliche 
Betriebe dürfen ihre Erzeugnisse, bei denen ein 
Kleinverkaufspreis nicht feststellbar ist, an Be-
triebsangehörige mit einer Ermäßigung bis zu 
10 % des Ab-Hof-Verkaufspreises abgeben; für 
die Abgabe von Milch ist der Molkereipreis des 
Vormonats ohne Ermäßigung maßgebend. 4Ta-
rifvertragliche Bestimmungen bleiben unberührt. 
5Einer Einwilligung nach Art.  57 BayHO bedarf 
es in diesen Fällen nicht.

10.2	 Private Nutzung von dienstlichen Festnetzan-
schlüssen

Angehörige des öffentlichen Dienstes dürfen in 
dringenden Fällen und in geringfügigem Umfang 
private Telefonate von einem dienstlichen Fest-
netzanschluss ohne Kostenerstattung führen.

11.	 Weitergabe von Zuwendungen

Die Gewährung von Zuwendungen kann durch 
das zuständige Staatsministerium über die in 
Art.  44 Abs. 3 BayHO genannten juristischen 
Personen des privaten Rechts hinaus auch auf 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts übertragen werden.

12.	 Dezentrale Budgetverantwortung

12.1	 Erweiterte gegenseitige Deckungsfähigkeit

tZur Steigerung der Wirtschaftlichkeit und Leis-
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tungsfähigkeit sind jeweils innerhalb der ein-
zelnen Kapitel – unter Einbeziehung der ent-
sprechenden Verwaltungsbetriebsmittel in den 
Sammelkapiteln und Allgemeinen Bewilligungen 
sowie der zentral veranschlagten Ansätze – der 
Einzelpläne 01 bis 12, 14 und 15

a)	 die Ansätze für Personalausgaben der Titel 
422 41 und 422 42, 427 01, 427 41, 427 99, 
428  11, 428  12, 428  21, 428  22, 428  30, 
428  41, 428  66, 428  99, der Gruppe 429, 
der Titel 443 16, 453 01, 459 0., 459 1. und 
459 49,

b)	 die Ansätze für sächliche Verwaltungsaus-
gaben der Obergruppen 51 bis 54 mit Aus-
nahme der Gruppe 529, der Titel 527  2., 
531 2., 532 0. sowie der Gruppe 549 und

c)	 die Ansätze für Sachinvestitionen der Ober-
gruppen 81 und 82

nach näherer Maßgabe der folgenden Nummern 
gegenseitig deckungsfähig. 2Eine Deckung aus 
Ansätzen, die bereits selbst zulasten anderer 
Ansätze verstärkt wurden (Kettenverstärkung), 
ist nicht möglich.

12.2	 Verstärkung aus dem Stellengehalt gebundener 
Stellen

Innerhalb eines Kapitels kann das Durchschnittli-
che Stellengehalt einer frei gewordenen und be-
setzbaren Stelle zur Verstärkung der in Nr. 12.1 
genannten Ansätze unter folgender Maßgabe 
verwendet werden:

12.2.1	 1Die Stelle muss über die Wiederbesetzungs-
sperre hinaus mindestens ein Jahr lang freige-
halten werden; Art. 6 Abs. 2 Satz 4 findet keine 
Anwendung. 2Die Verwendung der Stellengehäl-
ter für eine Verstärkung kann somit erst nach Ab-
lauf der gesetzlichen Wiederbesetzungssperre 
erfolgen.

12.2.2	 Für jeden vollen Monat, für den die Stelle dann 
über den haushaltsrechtlich vorgeschriebenen 
oder von der Staatsregierung beschlossenen 
Stelleneinzug hinaus gezielt freigehalten wird, 
können entweder

a)	 ein Zwölftel aus 75 % des Durchschnittlichen 
Stellengehalts zur Verstärkung der Ansätze 
für Sachinvestitionen der Obergruppen 81 
und 82 oder

b)	 ein Zwölftel aus 50 % des Durchschnittlichen 
Stellengehalts zur Verstärkung für sächliche 
Verwaltungsausgaben verwendet werden.

12.2.3	 Mit dem Zeitpunkt der Wiederbesetzung der 
Stelle endet die Verstärkungsmöglichkeit der 
Nr. 12.2.

12.3	 Deckungsfähigkeit der in Nr.  12.1 genannten 
Personalausgaben

12.3.1	 1Einsparungen bei den in Nr.  12.1 genannten 
Ansätzen dürfen nur dann für die Begründung 
zusätzlicher Dienst- und Arbeitsverhältnisse ver-
wendet werden, wenn das jeweilige Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis auf längstens sechs  Monate 
oder die Dauer einer jahreszeitlich bedingten 
Saison – ohne Kettenverlängerung – zeitlich be-
fristet ist (Aushilfskräfte). 2Die Einschränkungen 
des Satzes 1 gelten nicht, soweit lediglich der bei 
Altersteilzeit von Arbeitnehmern auftretende Ka-
pazitätsverlust ausgeglichen wird.

12.3.2	 Einsparungen bei den Titeln 428 11, 428 21 und 
428  22 dürfen nur bei mindestens einjährigem 
Freihalten der Beschäftigungsmöglichkeit zur 
Deckung von Ausgaben für sächliche Verwal-
tungsausgaben und Sachinvestitionen der in 
Nr. 12.1 genannten Ansätze herangezogen wer-
den; hinsichtlich der Titel 428 21 und 428 22 gilt 
dies nur bei Einsparungen über den haushalts-
rechtlich vorgeschriebenen oder von der Staats-
regierung beschlossenen Stelleneinzug hinaus.

12.3.3	 1Die Deckungsfähigkeit nach Nr.  12.1 der Titel 
422 41, 422 42 und 428 41 darf nur einseitig zu-
lasten dieser Titel in Anspruch genommen wer-
den. 2Die gegenseitige Deckungsfähigkeit nach 
Nr.  12.1 dieser Titel untereinander bleibt unbe-
rührt.

12.4	 Umwidmung von Personal- in Sachmittel bei Pri-
vatisierungen

1Die Einschränkungen der Nrn. 12.2 und 12.3 
gelten nicht, soweit bei der Privatisierung von 
Aufgaben eine Umwidmung von Personal- in 
Sachmittel notwendig ist, die entbehrlichen 
Stellen nicht wieder besetzt und im nächsten 
Haushaltsplan –  stellen- und betragsmäßig  – 
abgesetzt werden. 2Auf sich hiernach ergeben-
de über- oder außerplanmäßige Ausgaben ist 
Art. 37 BayHO nicht anzuwenden, sofern im Ein-
zelfall die auf das Kalenderjahr hochgerechnete 
Gesamthöhe der umgewidmeten Durchschnittli-
chen Stellengehälter 250 000 € nicht übersteigt; 
außerplanmäßige Ausgaben sind jedoch in der 
Haushaltsrechnung als solche zu bezeichnen.

12.5	 Einseitige Deckungsfähigkeit zugunsten von 
Haushaltsstellen
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12.5.1	 Bauunterhalt

1Die Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 für Titel der 
Gruppe 519 darf nur einseitig zugunsten der Titel 
dieser Gruppe in Anspruch genommen werden. 
2Nr. 1.2 bleibt unberührt.

12.5.2	 Globale Mehrausgaben für sächliche Verwal-
tungsausgaben

Die Deckungsfähigkeit nach Nr.  12.1 für die 
Gruppe  548 gilt nur als einseitige Verstärkung 
zulasten der Titel dieser Gruppe.

12.5.3	 Aufträge an anerkannte Werkstätten für behin-
derte Menschen und Integrationsprojekte

1Die Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 für die in 
den Sammelkapiteln ausgebrachten Titel 547 26 
und 812 26 darf nur einseitig zugunsten dieser 
Titel in Anspruch genommen werden. 2Die ge-
genseitige Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 die-
ser Titel untereinander bleibt unberührt.

12.6	 Koppelung mit Einnahmen

1Mehr- oder Mindereinnahmen von bis zu 
10 % der Summe der Obergruppen 12 und 13 
ohne Gruppe  133, der Gruppe  111 sowie der 
Titel  119  01 und 119  49 eines Kapitels, die im 
Vollzug erwirtschaftet werden, erhöhen oder 
vermindern die Ausgabebefugnis der in Nr. 12.1 
genannten Ansätze des entsprechenden Kapi-
tels zur Hälfte. 2Dies gilt nicht bei Titeln, die mit 
Ausgabeansätzen gekoppelt sind.

12.7	 Übertragbarkeit, zeitliche Bindung

12.7.1	 Übertragbarkeit

Die in Nr.  12.1 genannten Ausgaben sind zur 
Förderung der wirtschaftlichen und sparsamen 
Bewirtschaftung übertragbar.

12.7.2	 Zeitliche Bindung

Das Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat wird ermächtigt, im 
Rahmen seiner Befugnisse nach Art. 45 Abs. 3 
BayHO bei den in Nr. 12.1 genannten Titeln be-
reits vor Ablauf des Haushaltsjahres für einen 
Teil der zu erwartenden Ausgabereste die Ein-
willigung zur Übertragung und Inanspruchnahme 
allgemein zu erteilen.

12.8	 Einzelregelungen

Die in den Nrn. 12.1 bis 12.7 getroffenen Rege-
lungen finden keine Anwendung, soweit in den 
Einzelplänen in den Vorbemerkungen zum Gel-
tungsbereich der Regelungen zur dezentralen 
Budgetverantwortung einzelne Bereiche aus-
drücklich ausgenommen sind; sie finden zusätz-
lich Anwendung, soweit dort einzelne Bereiche 
ausdrücklich einbezogen sind.

12.9	 Berichtspflicht

Mehrausgaben bei einem Titel, die im Rahmen 
der Nrn. 12.1 und 12.8 aus Einsparungen oder 
Mehreinnahmen geleistet werden, sind dem 
Landtag jährlich mitzuteilen, wenn sie einen Be-
trag von 500 000 € übersteigen.
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2251-1-S , 2251-4-S/W

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Rundfunkgesetzes  
und des Bayerischen Mediengesetzes

vom 20. Dezember 2016

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des Bayerischen Rundfunkgesetzes

Das Bayerische Rundfunkgesetz (BayRG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.  Oktober 2003 
(GVBl. S. 792, BayRS 2251-1-S), das zuletzt durch § 1 
Nr. 291 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 Art. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 1 
Grundsätze der Organisation“.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Der Rundfunkstaatsvertrag (RStV) und 
der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag bleiben 
unberührt.“ 

2.	 Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 2 
Aufgabe“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Satznummerierung in Satz 1 wird gestri-
chen.

bb)	 Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

c)	 In Abs. 2 wird die Angabe ‚„BR-alpha“‘ durch die 
Angabe ‚„ARD-alpha“‘ ersetzt. 

3.	 Art. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 3 
Zusammenarbeit mit anderen  

Rundfunkveranstaltern und Dritten“.

b)	 Abs. 2 Satz 1 wird aufgehoben und die bisheri-
gen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 1 und 2. 

4.	 Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 4 
Programm und Werbung“.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nr. 9 Satz 1 bis 3 wird aufgehoben. 

bb)	 Nr. 11 Satz 3 wird aufgehoben. 

cc)	 Nr. 12 wird aufgehoben. 

c)	 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Aus Anlass eines zugelassenen Volks-
begehrens und eines Volksentscheids kann der 
Bayerische Rundfunk Sendezeit für Werbung 
einräumen. 2Er achtet darauf, dass Vertretern 
unterschiedlicher Auffassung auf Wunsch jeweils 
Sendezeit in einem angemessenen Verhältnis 
zur Verfügung steht.“

d)	 Abs. 4 Satz 4 bis 6 wird aufgehoben. 

5.	 In Art. 5 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 5 
Organe“.

6.	 Nach Art. 5 wird folgender Art. 5a eingefügt: 

„Art. 5a 
Allgemeine Regelungen für  

Rundfunkrat und Verwaltungsrat

(1) 1Dem Rundfunkrat und dem Verwaltungsrat 
dürfen vorbehaltlich Art. 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 2 und 
5 sowie Art. 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 nicht ange-
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hören: 

1.	 Mitglieder des Europäischen Parlaments, des 
Deutschen Bundestags oder eines Landesparla-
ments, 

2.	 Mitglieder der Europäischen Kommission, der 
Bundesregierung oder der Regierung eines Lan-
des, 

3.	 hauptamtliche kommunale Wahlbeamte und Ver-
treter der kommunalen Spitzenverbände auf Lei-
tungsebene, 

4.	 Mitglieder im Vorstand einer politischen Partei 
auf Bundes- oder Landesebene, 

5.	 Angestellte oder ständige Mitarbeiter des Bayeri-
schen Rundfunks, 

6.	 Personen, die den Organen eines anderen öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalters oder 
einer Landesmedienanstalt angehören.

2Der in Satz 1 genannte Personenkreis kann frühes-
tens 18 Monate nach dem Ausscheiden aus der dort 
genannten Funktion als Mitglied in den Rundfunkrat 
entsandt oder in den Verwaltungsrat gewählt wer-
den.

(2) 1Die Mitglieder des Rundfunkrats und des 
Verwaltungsrats sind ehrenamtlich tätig und erhalten 
für jegliche Art von Mitarbeit bei der Rundfunkanstalt 
kein Honorar. 2Ausnahmen bedürfen der Zustimmung 
der Vorsitzenden beider Gremien. 3Die Mitglieder des 
Rundfunkrats und des Verwaltungsrats haben An-
spruch auf eine Aufwandsentschädigung.

(3) 1Veröffentlicht werden

1.	 die Zusammensetzung des Rundfunkrats, seiner 
Ausschüsse sowie des Verwaltungsrats,

2.	 die Tagesordnungen sowie Zusammenfassun-
gen von Gegenstand und Ergebnissen ihrer Sit-
zungen. 

2Die Veröffentlichungen erfolgen in elektronischer 
Form im Internetauftritt des Bayerischen Rundfunks 
und wahren

1.	 Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Baye-
rischen Rundfunks,

2.	 die berechtigten Interessen seiner Beschäftigten 
am Schutz ihrer personenbezogenen Daten und

3.	 die berechtigten Geheimhaltungsinteressen Drit-
ter.

3Das Nähere regelt das jeweilige Gremium in der Ge-
schäftsordnung.

(4) 1Ein Mitglied kann dem Rundfunkrat und 
dem Verwaltungsrat zusammen insgesamt während 
höchstens drei Amtsperioden angehören. 2Eine Mit-
gliedschaft im Rundfunkrat oder im Verwaltungsrat 
vor dem 1. Mai 2017 gilt als erste Amtszeit im Sinn 
von Satz 1. 

(5) 1Die Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen 
nicht gleichzeitig dem Rundfunkrat angehören. 2Mit-
glieder des Rundfunkrats scheiden mit ihrer Berufung 
in den Verwaltungsrat aus dem Rundfunkrat aus.

(6) 1Beim Rundfunkrat und Verwaltungsrat wird 
eine Geschäftsstelle eingerichtet. 2Diese wird im Be-
nehmen mit den Gremienvorsitzenden angemessen 
mit Personal- und Sachmitteln ausgestattet. 3Die 
Mittel sind gesondert im Haushaltsplan auszuweisen 
und den Gremienvorsitzenden im Haushaltsvollzug 
zuzuweisen. 4Personalmaßnahmen, die Mitarbeiter 
der Geschäftsstelle betreffen, können gegen deren 
Willen nur im Einvernehmen mit den Gremienvor-
sitzenden getroffen werden. 5Die Mitarbeiter sind in 
ihrer Tätigkeit fachlich nur den Weisungen der Gre-
mienvorsitzenden unterworfen.“

7.	 Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 6 
Kontrollrecht und  

Zusammensetzung des Rundfunkrats“.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Satz 2 wird aufgehoben.

bb)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

cc)	 Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Die Staatsregierung kann durch Rechts-
verordnung das Auswahl- und Entsendungs-
verfahren in den Fällen regeln, in denen 
die Entsendung eines Mitglieds des Rund-
funkrats mehreren Organisationen oder 
Stellen obliegt.“

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 �Die Nrn.  3 und 4 werden wie folgt 
gefasst: 

„3.	 je zwei Vertretern der katholi-
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schen und evangelischen Kir-
che, wobei jeweils die kirchli-
chen Frauenorganisationen zu 
berücksichtigen sind, sowie ei-
nem Vertreter der Israelitischen 
Kultusgemeinden;

4.	 je zwei Vertretern der Gewerk-
schaften und des Bayerischen 
Bauernverbands sowie je ei-
nem Vertreter der Industrie- 
und Handelskammern und der 
Handwerkskammern;“.

bbb)	 Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

„7.	 einem Verbandsvertreter aus 
dem Bereich Freizeit, Touris-
mus, Gastronomie und Hotel;“. 

ccc) 	� In Nr. 9 werden die Wörter „einem 
Vertreter“ durch die Wörter „zwei 
Vertretern“ ersetzt. 

ddd)	 �In Nr.  19 wird der Schlusspunkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

eee)	 �Es werden die folgenden Nrn.  20 
und 21 angefügt: 

„20.	einem Vertreter der Landesar-
beitsgemeinschaft Selbsthilfe 
von Menschen mit Behinde-
rung und chronischer Erkran-
kung und ihrer Angehörigen in 
Bayern;

  21.	einem Vertreter der Arbeitsge-
meinschaft der Ausländer-, Mi-
granten- und Integrationsbeirä-
te Bayerns.“

bb)	 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 bis 5 er-
setzt: 

„2Sofern eine Organisation oder Stelle meh-
rere Vertreter entsendet, sollen zu gleichen 
Teilen Frauen und Männer entsandt werden. 
3Im Übrigen soll, sofern ein neuer Vertreter 
entsandt wird, einem männlichen Vertreter 
eine Frau und einem weiblichen Vertreter 
ein Mann nachfolgen. 4Ist dies auf Grund 
der Zusammensetzung der entsendungs-
berechtigten Organisation oder Stelle nicht 
möglich oder aus sonstigen Gründen nicht 
sachdienlich, ist gegenüber dem Vorsitzen-
den des Rundfunkrats bei der Benennung 
des Mitglieds eine schriftliche Begründung 
abzugeben. 5Die Begründung ist dem Rund-

funkrat bekannt zu geben und auf der Inter-
netseite des Bayerischen Rundfunks zu ver-
öffentlichen, solange eine Abweichung von 
der Gleichstellungsregel gegeben ist.“

d)	 Abs. 4 wird aufgehoben.

e)	 Der bisherige Abs.  5 wird Abs.  4 und wie folgt 
geändert: 

aa)	 In Satz 2 werden die Wörter „unbeschadet 
des Satzes 4“ gestrichen.

bb)	 Die Sätze  4 und 5 werden Abs.  5 Satz  1 
und 2.

cc)	 Der bisherige Satz 6 wird Satz 4.

f)	 Es wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Die Staatsregierung überprüft die Rege-
lungen zur Zusammensetzung des Rundfunkrats 
und berichtet dem Landtag über das Ergebnis je-
weils nach zehn Jahren, erstmals zum Ende des 
Jahres 2024.“

8.	 Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 7 
Arbeitsweise und Aufgaben  

des Rundfunkrats“.

b)	 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Er beschließt mit Zustimmung des Verwal-
tungsrats und im Benehmen mit dem Intendan-
ten über die Satzung.“

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Die Nrn. 1 bis 4 werden aufgehoben. 

bb)	 Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 1.

cc)	 Die bisherige Nr. 6 wird aufgehoben.

dd)	 Die bisherigen Nrn. 7 bis 9 werden die Nrn. 2 
bis 4. 

d)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa)	 In Satz 2 werden die Wörter „muss er“ durch 
die Wörter „  ,  der die zur Beratung vorge-
schlagenen Punkte der Tagesordnung ent-
hält, muss der Rundfunkrat“ ersetzt.

bb)	 Die Sätze 3 bis 5 werden aufgehoben.
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cc)	 Der bisherige Satz 6 wird Satz 3. 

e)	 Nach Abs. 4 wird folgender Abs. 5 eingefügt: 

„(5) 1Die Sitzungen des Rundfunkrats sind 
öffentlich. 2Personalangelegenheiten, die aus 
Gründen des Persönlichkeitsschutzes vertrau-
lich sind, und Angelegenheiten, in denen die 
Offenlegung von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen Dritter unvermeidlich ist, werden 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt. 
3Im Übrigen kann der Rundfunkrat im Einzelfall 
mit der Mehrheit der Stimmen der Anwesenden 
den Ausschluss der Öffentlichkeit beschlie-
ßen.“

f)	 Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6. 

g)	 Der bisherige Abs. 6 wird aufgehoben.

h)	 Abs. 7 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung gestri-
chen.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

i)	 Es wird folgender Abs. 8 angefügt: 

„(8) 1Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der 
Rundfunkrat vom Intendanten und vom Verwal-
tungsrat die erforderlichen Auskünfte verlangen 
und Einsicht in die Unterlagen der Anstalt neh-
men. 2Hiermit kann er auch einzelne seiner Mit-
glieder beauftragen oder im Einzelfall beschlie-
ßen, auch Sachverständige und Gutachten zu 
beauftragen.“

9.	 Nach Art. 7 wird folgender Art. 8 eingefügt: 

„Art. 8 
Ausschüsse des Rundfunkrats

(1) 1Sitzungen des Rundfunkrats, insbesondere 
Beschlüsse, können durch Ausschüsse vorbereitet 
werden. 2Die Ausschüsse sowie die Zusammenset-
zung des Ältestenrats des Rundfunkrats sind in der 
Geschäftsordnung des Rundfunkrats festzulegen. 
3Die Sitzungen der Ausschüsse finden grundsätzlich 
nichtöffentlich statt.

(2) Der Anteil der vom Landtag, von der Staatsre-
gierung und von den kommunalen Spitzenverbänden 
entsandten Vertreter darf in den Ausschüssen und im 
Ältestenrat jeweils insgesamt ein Drittel der Mitglie-
der nicht übersteigen.“

10.	 Der bisherige Art. 8 wird Art. 9 und wird wie folgt ge-
ändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 9 
Zusammensetzung des  

Verwaltungsrats“.

b)	 Die Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) 1Der Verwaltungsrat besteht aus 

1. 	dem Präsidenten des Landtags,

2. 	dem Präsidenten des Verwaltungsgerichts-
hofs und

3. 	fünf weiteren Mitgliedern, die vom Rund-
funkrat gewählt werden.

2Maßgeblich für die Auswahl der Mitglieder nach 
Satz 1 Nr. 3 soll die Sachkunde sein. 3Von ihnen 
soll jeweils mindestens eines verfügen über 

1.	 ein Wirtschaftsprüferexamen, 

2.	 einen Abschluss oder über Kenntnisse und 
berufliche Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Medienwirtschaft, 

3.	 die Befähigung zum Richteramt. 

4Die Geschlechter sollen ausgewogen vertreten 
sein. 5Wählbar sind auch Mitglieder des Rund-
funkrats.

(2) 1Vorsitzender des Verwaltungsrats ist der 
Präsident des Bayerischen Landtags. 2Der stell-
vertretende Vorsitzende wird in geheimer Wahl 
von den Mitgliedern des Verwaltungsrats aus ih-
rer Mitte gewählt. 3Der Verwaltungsrat gibt sich 
eine Geschäftsordnung.“

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „Nr. 2“ durch die 
Angabe „Nr. 3“ ersetzt. 

bb)	 In Satz 2 wird nach der Angabe „Nr. 1“ die 
Angabe „und 2“ eingefügt. 

11.	 Der bisherige Art. 9 wird aufgehoben.

12.	 In Art. 10 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 10 
Aufgaben des  

Verwaltungsrats“.

13.	 Art. 11 wird wie folgt geändert:
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a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 11 
Arbeitsweise des Verwaltungsrats“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Der Verwaltungsrat wird durch seinen 
Vorsitzenden einberufen und ist beschlussfähig, 
wenn mindestens vier seiner Mitglieder anwe-
send sind. 2Die Beschlüsse werden mit einfa-
cher Mehrheit gefasst. 3Die Sitzungen des Ver-
waltungsrats finden grundsätzlich nichtöffentlich 
statt.“

c)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

d)	 Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2. 

e)	 Es wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3)	1Der Verwaltungsrat kann durch eine 
Regelung in seiner Geschäftsordnung Aus-
schüsse bilden und diesen auch beschließende 
Funktionen übertragen. 2Art. 8 Abs. 1 Satz 1 und 
3 und Abs. 2 gilt entsprechend.“

14.	 Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 12 
Intendant“.

b)	 In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „wird“ 
die Wörter „vom Rundfunkrat“ eingefügt.

c)	 Dem Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Zum Abschluss eines Rechtsgeschäfts, durch 
das eine Verbindlichkeit im Wert von 3 000 000 € 
oder mehr begründet wird, bedarf er der Zustim-
mung

1. 	des Ältestenrats im Zusammenhang mit 
der Herstellung oder dem Erwerb von Pro-
grammteilen,

2. 	des Verwaltungsrats im Übrigen.“

d)	 Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben und der bisherige 
Satz 3 wird Satz 2. 

e)	 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) 1Der Intendant beruft mit Zustimmung 
des Rundfunkrats 

1. 	die Programmdirektoren, einen Verwal-

tungsdirektor, einen technischen und einen 
juristischen Direktor – Justiziar – sowie aus 
ihrer Mitte seinen Stellvertreter, 

2. 	die leitenden Angestellten – Hauptabtei-
lungsleiter – und 

3. 	den Jugendschutzbeauftragten. 

2Die Berufung erfolgt längstens auf fünf Jahre 
und kann wiederholt werden.“

f)	 Nach Abs. 4 wird folgender Abs. 5 eingefügt:

„(5) Der Bayerische Rundfunk veröffentlicht 
sämtliche erbrachten und zugesagten geldwer-
ten Leistungen an den Intendanten und die in 
Abs.  4 Satz  1 genannten zustimmungspflichti-
gen Mitarbeiter sowie die Tarifstrukturen und au-
ßertariflichen Vereinbarungen, die vom Verwal-
tungsrat beschlossen wurden.“

g)	 Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden die Abs. 6 
und 7.

15.	 Art. 13 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 13 
Haushaltsplanung und Rechnungslegung“.

b)	 Dem Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Der Rundfunkrat nimmt den Prüfungsbericht 
des Obersten Rechnungshofs entgegen.“

16.	 In Art. 14 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 14 
Verwendung von Überschüssen“.

17.	 In Art. 15 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 15 
Übertragungskapazitäten“.

18.	 In Art. 16 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 16 
Aufzeichnungspflicht“.

19.	 Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 17 
Gegendarstellung“.
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b)	 In Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Mona-
ten“ die Wörter „nach der letzten Verbreitung“ 
eingefügt.

20.	 Art. 18 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 18 
Verantwortlichkeit und Strafbarkeit“.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Art.  11 Abs.  2 und 3 des Bayerischen 
Pressegesetzes (BayPrG) gilt für im Rundfunk 
verbreitete Sendungen entsprechend.“

c)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

d)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und die Angabe 
„Abs. 2“ wird durch die Wörter „den allgemeinen 
Strafgesetzen“ ersetzt.

e)	 Der bisherige Art. 18a wird Abs. 4 und in Satz 1 
werden die Wörter „des Bayerischen Pressege-
setzes (BayPrG)“ durch die Angabe „BayPrG“ 
ersetzt. 

21.	 In Art. 19 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 19 
Beschwerden“.

22.	 Art. 20 wird wie folgt gefasst:

„Art. 20 
Freienvertretung

1Für alle arbeitnehmerähnlichen freien Mitarbei-
ter des Bayerischen Rundfunks im Sinn von §  12a 
des Tarifvertragsgesetzes wird eine institutionalisier-
te Interessenvertretung (Freienvertretung) geschaf-
fen. 2Diese steht im regelmäßigen Austausch mit 
der Geschäftsleitung über alle Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung für die arbeitnehmerähn-
lichen freien Mitarbeiter. 3Die Freienvertretung ist da-
bei zur Durchführung ihrer Aufgaben umfassend zu 
unterrichten. 4Näheres regelt ein Statut, das mit den 
Mitgliedern der Freienvertretung erörtert und vom In-
tendanten erlassen wird. 5Es bedarf der Zustimmung 
des Rundfunkrats.“

23.	 Art. 21 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 21 
Verwendung  

personenbezogener Daten“.

b)	 In Abs. 1 wird nach den Wörtern „Bayerischen 
Datenschutzgesetzes“ die Angabe „(BayDSG)“ 
eingefügt.

24.	 Art. 22 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 22 
Beauftragter für den Datenschutz“.

b)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird aufgehoben.

bb)	 Der bisherige Satz  2 wird Satz  1 und das 
Wort „Er“ wird durch die Wörter „Der Inten-
dant“ ersetzt.

cc)	 Die bisherigen Sätze  3 und 4 werden die 
Sätze 2 und 3. 

25.	 In Art. 23 wird die Überschrift wie folgt gefasst:

„Art. 23 
Vermögensübernahme“.

26.	 Art. 24 wird wie folgt geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 24 
Rechtsaufsicht“.

b)	 In Abs.  1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen. 

c)	 Abs. 2 wird aufgehoben. 

27.	 Art. 25 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 25 
Zuständigkeiten nach dem  
Rundfunkstaatsvertrag“.

b)	 Es wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) 1Zuständiges Gremium des Bayeri-
schen Rundfunks im Sinn des §  11f RStV ist 
der Rundfunkrat. 2Die Rechtsaufsichtsbehörde 
entscheidet innerhalb von zwei Monaten nach 
einem Beschluss des Rundfunkrats nach § 11f 
RStV, ob Einwände hinsichtlich der Rechtmä-
ßigkeit bestehen. 3Das Nähere regelt die Sat-
zung.“

28.	 Die Art. 26 und 27 werden aufgehoben. 
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29.	 Der bisherige Art. 28 wird Art. 26 und wird wie folgt 
geändert: 

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 26 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  

Übergangsregelung“.

b)	 Der Wortlaut wird Abs. 1.

c)	 Es werden folgende Abs. 2 und 3 angefügt: 

„(2) Art. 5a Abs. 4 Satz 2 tritt mit Ablauf des 
30. April 2032 außer Kraft.

(3) Die Zusammensetzung des am 31. De-
zember 2016 bestehenden Rundfunkrats und 
Verwaltungsrats bestimmt sich bis zum Ablauf 
ihrer jeweiligen Amtszeit nach der an diesem Tag 
geltenden Fassung dieses Gesetzes.“

§ 2

Änderung des Bayerischen Mediengesetzes

Das Bayerische Mediengesetz (BayMG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2003 (GVBl. 
S.  799, BayRS 2251-4-S/W), das zuletzt durch Gesetz 
vom 13. Dezember 2016 (GVBl. S. 350) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Dem Art. 10 werden folgende Abs. 4 bis 8 angefügt:

„(4) 1Dem Medienrat und dem Verwaltungsrat 
dürfen vorbehaltlich Art. 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 
5 sowie Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht angehören: 

1. 	Mitglieder des Europäischen Parlaments, des 
Deutschen Bundestags oder eines Landesparla-
ments, 

2. 	Mitglieder der Europäischen Kommission, der 
Bundesregierung oder der Regierung eines Lan-
des, 

3. 	hauptamtliche kommunale Wahlbeamte und Ver-
treter der kommunalen Spitzenverbände auf Lei-
tungsebene, 

4. 	Mitglieder im Vorstand einer politischen Partei 
auf Bundes- oder Landesebene, 

5.	 Angestellte oder ständige Mitarbeiter der Lan-
deszentrale, 

6. 	Mitglieder eines Organs eines öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkveranstalters. 

2Der in Satz 1 genannte Personenkreis kann frühes-
tens 18 Monate nach dem Ausscheiden aus der dort 
genannten Funktion als Mitglied in den Medienrat 
entsandt oder in den Verwaltungsrat gewählt werden.

(5) 1Die Mitglieder des Medienrats und des Ver-
waltungsrats sind ehrenamtlich tätig und erhalten 
für jegliche Art von Mitarbeit bei der Landeszentra-
le kein Honorar. 2Die Aufwandsentschädigung regelt 
die Landeszentrale durch Satzung. 3Sie dürfen keine 
Sonderinteressen vertreten, die geeignet sind, die 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu gefährden; sie sind an 
Aufträge nicht gebunden. 

(6) 1Veröffentlicht werden

1.	 die Zusammensetzung des Medienrats und sei-
ner Ausschüsse sowie des Verwaltungsrats,

2.	 die Tagesordnungen sowie Zusammenfassun-
gen von Gegenstand und Ergebnissen ihrer Sit-
zungen. 

2Die Veröffentlichungen erfolgen in elektronischer 
Form im Internetauftritt der Landeszentrale und wah-
ren

1.	 Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Lan-
deszentrale,

2.	 die berechtigten Interessen ihrer Beschäftigten 
am Schutz ihrer personenbezogenen Daten 
und

3.	 die berechtigten Geheimhaltungsinteressen Drit-
ter.

3Das Nähere regelt das jeweilige Gremium in der Ge-
schäftsordnung.

(7) 1Ein Mitglied kann dem Medienrat und dem 
Verwaltungsrat zusammen insgesamt während 
höchstens drei Amtsperioden angehören. 2Eine Mit-
gliedschaft im Medienrat oder im Verwaltungsrat vor 
dem 1. Mai 2017 gilt als erste Amtszeit im Sinn von 
Satz 1.

(8) 1Die Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen 
nicht gleichzeitig dem Medienrat angehören. 2Mitglie-
der des Medienrats scheiden mit ihrer Berufung in 
den Verwaltungsrat aus dem Medienrat aus.“

2.	 Dem Art. 12 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) 1Die Sitzungen des Medienrats sind öffent-
lich. 2Personalangelegenheiten, die aus Gründen des 
Persönlichkeitsschutzes vertraulich sind, und Ange-
legenheiten, in denen die Offenlegung von Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnissen Dritter unvermeidlich 
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ist, werden unter Ausschluss der Öffentlichkeit be-
handelt. 3Im Übrigen kann der Medienrat im Einzelfall 
mit der Mehrheit der Stimmen der Anwesenden den 
Ausschluss der Öffentlichkeit beschließen. 4Die Sit-
zungen der Ausschüsse finden grundsätzlich nicht-
öffentlich statt.“

3.	 Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 �Die Nrn.  3 und 4 werden wie folgt 
gefasst: 

„3.	 je zwei Vertretern der katholi-
schen und evangelischen Kir-
che, wobei jeweils die kirchli-
chen Frauenorganisationen zu 
berücksichtigen sind, sowie ei-
nem Vertreter der Israelitischen 
Kultusgemeinden,

  4.	 je zwei Vertretern der Gewerk-
schaften und des Bayerischen 
Bauernverbands sowie je ei-
nem Vertreter der Industrie- 
und Handelskammern und der 
Handwerkskammern,“.

bbb)	 Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

„7.	 einem Verbandsvertreter aus 
dem Bereich Freizeit, Touris-
mus, Gastronomie und Hotel,“.

ccc) 	� In Nr. 9 werden die Wörter „einem 
Vertreter“ durch die Wörter „zwei 
Vertretern“ ersetzt.

ddd)	 �In Nr.  19 wird der Schlusspunkt 
durch ein Komma ersetzt.

eee)	 �Es werden die folgenden Nrn.  20 
und 21 angefügt: 

„20.	einem Vertreter der Landesar-
beitsgemeinschaft Selbsthilfe 
von Menschen mit Behinde-
rung und chronischer Erkran-
kung und ihrer Angehörigen in 
Bayern,

  21.	einem Vertreter der Arbeitsge-
meinschaft der Ausländer-, Mi-
granten- und Integrationsbeirä-
te Bayerns.“

bb)	 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 bis 5 er-
setzt: 

„2Sofern eine Organisation oder Stelle meh-
rere Vertreter entsendet, sollen zu gleichen 
Teilen Frauen und Männer entsandt werden. 
3Im Übrigen soll, sofern ein neuer Vertreter 
entsandt wird, einem männlichen Vertreter 
eine Frau und einem weiblichen Vertreter 
ein Mann nachfolgen. 4Ist dies auf Grund der 
Zusammensetzung der entsendungsberech-
tigten Organisation oder Stelle nicht möglich 
oder aus sonstigen Gründen nicht sachdien-
lich, ist gegenüber dem Vorsitzenden des 
Medienrats bei der Benennung des Mitglieds 
eine schriftliche Begründung abzugeben. 
5Die Begründung ist dem Medienrat bekannt 
zu geben und auf der Internetseite der Lan-
deszentrale zu veröffentlichen, solange eine 
Abweichung von der Gleichstellungsregel 
gegeben ist.“

b)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

c)	 Der bisherige Abs.  3 wird Abs.  2 und wie folgt 
geändert: 

aa)	 In Satz 3 werden die Wörter „unbeschadet 
des Satzes 5“ gestrichen.

bb)	 Die Sätze 5 und 6 werden Abs.  3 Sätze 1 
und 2.

cc)	 Der bisherige Satz 7 wird Satz 5.

d)	 Abs. 4 wird durch die folgenden Abs. 4 und 5 er-
setzt: 

„(4) Die Staatsregierung überprüft die Rege-
lungen zur Zusammensetzung des Medienrats 
und berichtet dem Landtag über das Ergebnis 
jeweils nach Ablauf von zehn Jahren, erstmals 
zum Ende des Jahres 2024.

(5) Der Anteil der vom Landtag, von der 
Staatsregierung und von den kommunalen Spit-
zenverbänden entsandten Vertreter darf in den 
Ausschüssen jeweils insgesamt ein Drittel der 
Mitglieder nicht übersteigen.“

4.	 Art. 14 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  2 Nr.  3 wird die Angabe „Art.  13 
Abs.  4“ durch die Wörter „Art.  10 Abs.  5 
Satz 2, soweit sie den Medienrat betrifft“ er-
setzt.
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bb)	 Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„3Die Sitzungen des Verwaltungsrats finden 
grundsätzlich nichtöffentlich statt.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt: 

„4Die Geschlechter sollen ausgewogen ver-
treten sein.“

bb)	 Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

cc)	 Es werden folgende Sätze 6 und 7 angefügt: 

„6Maßgeblich für die Auswahl der Mitglieder 
nach Satz 1 Nr. 3 soll die Sachkunde sein. 
7Von ihnen soll jeweils mindestens eines 
über ein Wirtschaftsprüferexamen, über ei-
nen Abschluss oder über Kenntnisse und 
berufliche Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Medienwirtschaft und über die Befähigung 
zum Richteramt verfügen.“ 

c)	 In Abs. 3 werden die Sätze 2 und 3 durch folgen-
den Satz 2 ersetzt: 

„2Mitglieder des Verwaltungsrats können nur aus 
wichtigem Grund abberufen werden.“

d)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 Satz 3 und es 
werden die Wörter „Fragen der Aufwandsent-
schädigung sowie“ gestrichen.

5.	 Dem Art. 15 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Die Landeszentrale veröffentlicht sämtliche 
erbrachten und zugesagten geldwerten Leistungen 
an den Präsidenten und den Geschäftsführer sowie 
die Tarifstrukturen und außertariflichen Vereinbarun-
gen, die vom Verwaltungsrat beschlossen wurden.“

6.	 Art. 40 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Abs. 1 und wird wie folgt geändert: 

aa)	 In Satz  1 wird die Angabe „Art.  13 Abs.  3 
Satz  1“ durch die Angabe „Art.  13 Abs.  2 
Satz 1“ ersetzt.

bb)	 In Satz  2 wird die Angabe „Art.  13 Abs.  3 
Satz  5“ durch die Angabe „Art.  13 Abs.  3 
Satz 1“ ersetzt.

b)	 Es wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) Die Zusammensetzung des am 31. De-
zember 2016 bestehenden Medienrats und Ver-
waltungsrats bestimmt sich bis zum Ablauf ihrer 
jeweiligen Amtszeit nach der an diesem Tag gel-
tenden Fassung dieses Gesetzes.“

7.	 Art. 41 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Außer Kraft treten:

„1.	 Art. 40 Abs. 2 mit Ablauf des 31. Mai 2017,

   2.	 Art. 36 mit Ablauf des 31. Dezember 2018, 

   3.	 Art. 23 mit Ablauf des 31. Dezember 2020 und

   4.	 Art.  10 Abs.  7 Satz  2 mit Ablauf des 30. April 
2032.“

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

München, den 20. Dezember 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1
 

Das Finanzausgleichsgesetz (FAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. April 2013 (GVBl. S. 210, 
BayRS 605-1-F), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2015 (GVBl. S. 473) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 In Art. 1 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„Kinderbetreuung“ die Wörter „sowie der Integration“ 
eingefügt.

2.	 Art. 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In den Nrn. 2 und 3 Satz 1 wird jeweils die Anga-
be „16,70 €“ durch die Angabe „17,85 €“ ersetzt.

b)	 In Nr. 4 wird die Angabe „33,40 €“ durch die An-
gabe „35,70 €“ ersetzt.

3.	 Art. 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung gestrichen.

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

4.	 Art. 10b Abs. 3 wird aufgehoben.

5.	 Art. 13a wird wie folgt gefasst:

„Art. 13a
Gemeinden, die

1.	 Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten 
im Zuge von Bundesstraßen sind,

2.	 Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten 
im Zuge von Staatsstraßen sind oder

3.	 am 30.  Juni 2009 mehr als 5  000 Einwohner 
hatten und bis 30. Juni 2011 keine Zuweisungen 
nach Art. 13b Abs. 2 Satz 1 in der bis 31. De-
zember 2010 geltenden Fassung gewählt ha-
ben,

erhalten jährliche pauschale Zuweisungen zum Bau 
oder Ausbau und zur Unterhaltung der in ihrer Stra-
ßenbaulast stehenden Straßen auf Basis der ihnen 
im Jahr 2016 für das Jahr 2016 bewilligten Zuwei-
sungen.“

6.	 Art. 13b wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Die Landkreise erhalten zum Bau oder Aus-
bau und zur Unterhaltung ihrer Kreisstraßen 
pauschale Zuweisungen auf Basis der ihnen im 
Jahr 2016 für das Jahr 2016 bewilligten Zuwei-
sungen.“

b)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die kreisangehörigen Gemeinden, die 
nicht die Voraussetzungen des Art. 13a erfüllen, 
erhalten zum Bau oder Ausbau und zur Unter-
haltung ihrer Gemeindestraßen pauschale Zu-
weisungen auf Basis der ihnen im Jahr 2016 für 
das Jahr 2016 bewilligten Zuweisungen.“

c)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

7.	 Art. 13f Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In dem Satzteil vor Nr.  1 wird die Angabe 
„27 900 000 €“ durch die Angabe „33 900 000 €“ 
ersetzt. 

b)	 In Nr. 1 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma 
ersetzt. 

c)	 In Nr. 2 wird nach dem Wort „übernehmen,“ das 
Wort „und“ gestrichen. 

d)	 Der Nr. 3 wird das Wort „und“ angefügt. 

e)	 Nach Nr. 3 wird folgende Nr. 4 eingefügt: 

„4.	 für den Bau von selbstständigen Radwegen 
im Sinn von Art. 53 Nr. 2 des Bayerischen 
Straßen- und Wegegesetzes, die für den 
überörtlichen Radverkehr von besonderer 
Verkehrsbedeutung sind (Radschnellwege), 

605-1-F

Gesetz 
zur Änderung des 

Finanzausgleichsgesetzes 
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017)

vom 20. Dezember 2016
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bei denen die Gemeinden Träger der Bau-
last bzw. die Landkreise Träger der Sonder-
baulast sind,“.

8.	 In Art. 13h wird die Angabe „252 000 000 €“ durch die 
Angabe „246 000 000 €“ ersetzt.

9.	 Art. 23a Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Das Staatsministerium für Umwelt und Ver-
braucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium der Finanzen, für Lan-
desentwicklung und Heimat durch Rechtsverordnung 
für die Bewilligung, Abrechnung und Auszahlung der 
ergänzenden Finanzzuweisungen nach Art. 7 Abs. 4 

1.	 das Verfahren näher zu regeln und 

2.	 die zuständigen Staatsbehörden zu bestimmen 
oder diese Aufgaben auf eine juristische Person 
des privaten Rechts, die die erforderliche Zuver-
lässigkeit und Sachkunde bei der verfahrens-
rechtlichen Behandlung von Altlastensanierun-
gen besitzt, widerruflich zu übertragen.“

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

München, den 20. Dezember 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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Auf Grund

-	 des § 47 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), 
das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 30. Novem-
ber 2016 (BGBl. I S. 2749) geändert worden ist, und

-	 des §  28 Abs.  3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), das 
zuletzt durch Art. 4 des Gesetzes vom 4. April 2016 
(BGBl. I S. 569) geändert worden ist,

verordnet die Bayerische Staatsregierung: 

§ 1

Begriffsbestimmungen

(1) Luftreinhaltegebiete sind Gebiete, in denen ein 
Luftreinhalteplan oder ein Plan für kurzfristig zu ergrei-
fende Maßnahmen nach §  47 Abs.  1 oder Abs.  2 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) besteht.

(2) Eine Baustelle ist jeder Ort, an dem eine oder 
mehrere bauliche Anlagen, auch des Landschafts- und 
Gartenbaus, errichtet, geändert oder abgebrochen wer-
den.

(3) Baumaschinen sind ortsveränderliche Maschi-
nen, Geräte und technische Einrichtungen, die für den 
Einsatz auf Baustellen bestimmt sind und von einem Ver-
brennungsmotor mit Selbstzündung angetrieben werden. 

(4) 1Ein Partikelminderungssystem ist ein System zur 
emissionsmindernden Abgasnachbehandlung, das nicht 
die elektronischen Bauteile oder Komponenten des Mo-
tors selbst betrifft. 2Ein Partikelminderungssystem ist aus-
reichend, wenn es dem Stand der Technik entspricht und 
nach einem entsprechenden Verfahren abgenommen 
wurde und auch im Betrieb jederzeit einen dauerhaften 
gravimetrischen Rückhaltegrad der von ihm angespro-
chenen Partikel von mindestens 90 % gewährleistet. 

§ 2

Verbot emissionsstarker Baumaschinen  
in Luftreinhaltegebieten

(1) In Luftreinhaltegebieten dürfen Baumaschinen mit 
einer Leistung von 19 Kilowatt (kW) bis 560 kW auf Bau-
stellen nur betrieben werden, wenn sie folgende Anforde-
rungen einhalten:

1.	 19 kW bis weniger als 37 kW
	 Stufe IIIA der Richtlinie 97/68/EG oder

2.	 37 kW bis 560 kW
	 Stufe IIIB der Richtlinie 97/68/EG.

(2) Baumaschinen, die die Anforderungen nach 
Abs.  1 nicht einhalten, dürfen in Luftreinhaltegebieten 
abweichend von Abs. 1 nur eingesetzt werden, wenn sie

1. 	bereits in Verkehr gebracht waren, bevor diese Anfor-
derungen in Kraft traten, und

2. 	mit einem ausreichenden Partikelminderungssystem 
nachgerüstet sind.

(3) Wer in Luftreinhaltegebieten Baumaschinen be-
treibt, hat zur jederzeitigen Kontrolle zweifelsfreie Nach-
weise bereitzuhalten, dass die Voraussetzungen des 
Abs. 1 oder Abs. 2 eingehalten sind.

§ 2a

Ausnahmen 

(1) Droht einem Unternehmer durch die Vorgaben 
dieser Verordnung nachweislich eine wirtschaftliche 
Existenzgefährdung, ist aus technischen Gründen eine 
Nachrüstung nicht möglich, stünden die Kosten der Nach-
rüstung in Abwägung zu der durch die Häufigkeit des Ein-
satzes der Baumaschinen in einem Luftreinhaltegebiet zu 
erwartenden Luftbelastung erkennbar außer Verhältnis 
oder liegt aus sonstigen Gründen eine unbillige Härte vor, 
kann die Kreisverwaltungsbehörde im Einzelfall, längs-
tens jedoch bis 31.  Dezember 2022, Ausnahmen von 
§ 2 Abs. 1 und 2 zulassen, wenn die Ausnahme auch in 
Abwägung mit den Zielen der Luftreinhalteplanung ver-
tretbar ist. 

(2) §  2 gilt bis einschließlich 31.  Dezember 2020 
nicht für Baustellen, für die eine Kostenschätzung nach 
§ 2 Abs. 10 der Honorarordnung für Architekten und Inge-
nieure (HOAI) unter Außerachtlassung der Grundstücks- 
und Erschließungskosten ein Auftragsvolumen von 

2129-1-10-U

Bayerische Verordnung  
zur Verbesserung der Luftqualität in Luftreinhaltegebieten 

(Bayerische Luftreinhalteverordnung – BayLuftV)

vom 20. Dezember 2016
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höchstens 500 000 Euro ausweist oder die nicht mehr als 
drei Monate in Betrieb sind.

(3) Setzt ein Unternehmer auf einer Baustelle drei 
oder mehr Baumaschinen mit einer Leistung von 19 kW 
oder mehr ein, sind für einzelne Baumaschinen Ausnah-
men von § 2 zugelassen, wenn der Anteil der Baumaschi-
nen, die die Anforderungen nach § 2 erfüllen, abgerundet 
auf jeweils ganze Maschinen

1.	 im Jahr 2017 mindestens 70 %,

2.	 im Jahr 2018 mindestens 80 % und

3.	 im Jahr 2019 mindestens 90 %

beträgt.

(4) § 2 gilt bis 31. Dezember 2018 nur für Luftrein-
haltegebiete, in denen zugleich Verkehrsbeschränkungen 
nach § 40 Abs. 1 BImSchG verfügt sind.

§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Nach Art.  18 Abs.  2 Nr.  4 des Bayerischen Immis-
sionsschutzgesetzes kann mit Geldbuße bis zu zwei-
tausendfünfhundert Euro belegt werden, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig in Luftreinhaltegebieten eine Baumaschi-
ne betreibt, deren Einsatz nicht durch §  2 Abs.  1 oder 
Abs. 2 oder auf Grund einer nach § 2a erteilten Ausnah-
me erlaubt ist.

§ 3a

Änderung der Verordnung über  
die Beseitigung von pflanzlichen Abfällen 

außerhalb zugelassener Beseitigungsanlagen

Die Verordnung über die Beseitigung von pflanz-
lichen Abfällen außerhalb zugelassener Beseitigungs-
anlagen (PflAbfV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. März 1984 (GVBl. S. 100, BayRS 2129-2-2-U), 
die durch § 7 der Verordnung vom 24. April 2001 (GVBl. 
S. 154) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In der Überschrift wird vor der Angabe „PflAbfV“ die 
Angabe „Bayerische Pflanzenabfall-Verordnung –“ 
eingefügt.

2.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 wird die Angabe „Abfallbeseitigungs-
anlagen (§  4 Abs.  1 AbfG)“ durch das Wort  
„Abfallentsorgungsanlagen“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Unbeschadet sonstiger Vorschriften 
dürfen Abfälle nur unter Beachtung der in die-
ser Verordnung festgelegten Voraussetzungen 
beseitigt werden. 2Die Kreisverwaltungsbehör-
de kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen oder 
weitergehende Anforderungen festlegen, wenn 
das Wohl der Allgemeinheit dies zulässt oder 
gebietet.“

c)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

3.	 In §  2 Abs.  4 Satz  3 wird die Angabe „(§  2 AbfG)“ 
gestrichen.

4.	 § 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) 1Pflanzliche Abfälle aus Gärten im Sinn 
des Abs. 1 dürfen nur außerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile und nur auf den 
Grundstücken verbrannt werden, auf denen sie 
angefallen sind. 2§ 2 Abs. 4 Satz 2 bis 9 gilt ent-
sprechend.“

b)	 Die Abs. 3 und 4 werden aufgehoben.

5.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 5 wird aufgehoben.

b)	 In Abs. 2 wird nach dem Wort „Verkehrswegen“ 
ein Komma und das Wort „Wasserkraftanlagen“ 
eingefügt.

c)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

6.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Im Satzteil vor Nr.  1 werden die Wörter „§  61 
Abs.  1 Nr.  5 KrW/AbfG kann mit Geldbuße bis 
fünfzigtausend Euro“ durch die Wörter „§  69 
Abs.  1 Nr.  8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
kann mit Geldbuße bis hunderttausend Euro“ er-
setzt.

b)	 In Nr.  1 wird die Angabe „§  2 Abs.  1, §  3, §  4 
Abs. 1 Satz 1 oder § 5 Abs. 3“ durch die Angabe 
„§ 2 Abs. 1, § 3 oder § 4 Abs. 1 Satz 1“ ersetzt.

c)	 In Nr. 4 werden die Wörter „oder entgegen dem 
Verbot des § 4 Abs. 3 verbrennt,“ durch die Wör-
ter „verbrennt oder“ ersetzt.

d)	 In Nr. 5 wird das Komma am Ende durch einen 
Schlusspunkt ersetzt.
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e)	 Nr. 6 wird aufgehoben.

§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Diese Verordnung tritt am 1.  Januar 2017 in 
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 3 am 1. Januar 2018 
in Kraft.

(2) Es treten außer Kraft:

1.	 § 3a am 1. April 2017,

2.	 § 2a Abs. 4 mit Ablauf des 31. Dezember 2018,

3.	 § 2a Abs. 3 mit Ablauf des 31. Dezember 2019,

4.	 § 2a Abs. 2 mit Ablauf des 31. Dezember 2020, 

5.	 § 2a Abs. 1 mit Ablauf des 31. Dezember 2022.

München, den 20. Dezember 2016

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst S e e h o f er
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Auf Grund 

-	 des § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Einrichtung 
der staatlichen Behörden in der in der Bayerischen 
Rechtssammlung (BayRS 200-1-S) veröffentlichten 
bereinigten Fassung und 

-	 des Art. 1 Satz 3 des Gesetzes über die behördliche 
Organisation des Bauwesens und Wohnungswesens 
(OrgBauWoG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5.  Mai 1994 (GVBl. S.  393, BayRS 200-25-I), 
das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 17. Novem-
ber 2014 (GVBl. S. 478) geändert worden ist, 

verordnet das Bayerische Staatsministerium des Innern, 
für Bau und Verkehr:

§ 1

Die Organisationsverordnung Bau- und Wohnungs-
wesen (OrgBauWoV) vom 5. Dezember 2005 (GVBl.  
S. 626, BayRS 200-25-1-I), die zuletzt durch Verordnung 
vom 30. September 2015 (GVBl. S. 374) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:

1.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Mittelstufe und Zentrale Landesbehörden“.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Nürn-
berg“ die Wörter „sowie die Landesbaudirektion 
Bayern mit Sitz in Ebern“ eingefügt.

c)	 Der bisherige Abs. 3 Satz 2 wird Abs. 2 Satz 3 
und nach dem Wort „Landesbaudirektion“ wird 
das Wort „Bayern“ eingefügt.

d)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

e)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

f)	 Es wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) 1Der Landesbaudirektion Bayern obliegt 
die Leitung der übertragenen Hochbauaufgaben 
des Bundes. 2Sie übt dabei die Fachaufsicht 
über die Staatlichen Bauämter aus.“

2.	 In § 2 wird folgende Überschrift eingefügt:

„Unterstufe“.

3.	 § 3 wird aufgehoben.

4.	 Der bisherige § 4 wird § 3 und wird wie folgt geändert:

a)	 Es wird folgende Überschrift eingefügt:

„Fachaufsicht und Delegationsmöglichkeit“.

b)	 In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 3“ durch die 
Angabe „§ 1 Abs. 4“ ersetzt.

5.	 Der bisherige § 5 wird aufgehoben.

6.	 Der bisherige § 6 wird § 4 und es wird folgende Über-
schrift eingefügt: 

„Inkrafttreten“.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

München, den 6. Dezember 2016

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Bau und Verkehr

Joachim  H e r r m a n n,  Staatsminister

200-25-1-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Organisationsverordnung Bau- und Wohnungswesen

vom 6. Dezember 2016
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Auf Grund des Art. 6 Abs. 3 Satz 4 und des Art. 18 
Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtenge-
setzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl. S. 500, BayRS 
2030-1-1-F), das zuletzt durch §  3 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2015 (GVBl. S. 497) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium des Innern, 
für Bau und Verkehr im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-
wicklung und Heimat:

§ 1

Die Verordnung über beamten-, richter-, besoldungs-, 
reisekosten-, trennungsgeld- und umzugskostenrechtli-
che Zuständigkeiten für Staatsbeamte im Geschäftsbe-
reich des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für 
Bau und Verkehr und über die Zuständigkeit zur Entschei-
dung über die Versagung der Aussagegenehmigung für 
Kommunalbeamte (ZustV-IM) vom 2. März 2007 (GVBl. 
S. 216, BayRS 2030-3-2-1-I), die zuletzt durch § 2 Nr. 10 
des Gesetzes vom 12. Mai 2015 (GVBl. S. 82) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In der Überschrift werden vor der Angabe „ZustV-IM“ 
die Wörter „StMI Zuständigkeitsverordnung Beam-
tenrecht –“ eingefügt.

2.	 § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 Nach Nr. 4 wird folgende Nr. 5 eingefügt:

„5.	 der Landesbaudirektion Bayern für ihre Be-

amten und Beamtinnen,“.

b)	 Die bisherigen Nrn. 5 bis 7 werden die Nrn.  6 
 bis 8.

3.	 § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Dem Landesamt für Verfassungsschutz wird 
die Befugnis nach Art. 6 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 
BayBG (Versagung der Aussagegenehmigung) 
für seine Beamten und Beamtinnen insoweit 
übertragen, als die Aussagegenehmigung Wahr-
nehmungen betrifft, die im Zusammenhang mit 
der vorausgehenden Tätigkeit als Beamter oder 
Beamtin bei der Bayerischen Polizei stehen.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

München, den 6. Dezember 2016

Bayerisches Staatsministerium
des Innern, für Bau und Verkehr

Joachim H e r r m a n n, Staatsminister

2030-3-2-1-I

Verordnung  
zur Änderung der 

Verordnung über beamten-, richter-, besoldungs-, reisekosten-, trennungsgeld- 
und umzugskostenrechtliche Zuständigkeiten für Staatsbeamte im Geschäftsbe-
reich des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr und 

über die Zuständigkeit zur Entscheidung über die Versagung der Aussagegeneh-
migung für Kommunalbeamte

vom 6. Dezember 2016
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Auf Grund des Art. 5 Abs. 1 und 2 Nr. 2 und 4 des 
Bayerischen EA-Gesetzes (BayEAG) vom 22. Dezem-
ber 2009 (GVBl. S. 626, BayRS 200-6-W), das zuletzt 
durch § 1 Nr. 22 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. 
S. 286) geändert worden ist, verordnet das Bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie 
und Technologie im Einvernehmen mit den Bayerischen 
Staatsministerien des Innern, für Bau und Verkehr und 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat:

§ 1

Die Ausführungsverordnung Einheitlicher Ansprech-
partner (AVBayEAG) vom 28. April 2010 (GVBl. S. 224, 
BayRS 200-6-1-W), die zuletzt durch Verordnung vom  
25. November 2014 (GVBl. S. 565) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1.	 In § 1 Abs. 1 werden die Wörter „des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 
über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376  
S. 36)“ durch die Wörter „in der am 12. Dezember 
2006 geltenden Fassung“ ersetzt.

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  1 werden die Wörter „(Dienstleistungs-
portal Bayern, www.eap.bayern.de)“ durch die 
Wörter „–  Dienstleistungsportal Bayern  –“ er-
setzt.

b)	 In Abs. 2 Nr. 1 werden die Wörter „(einschließlich 
Erreichbarkeit)“ durch die Wörter „– einschließ-
lich ihrer Erreichbarkeit“ ersetzt.

c)	 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Das Wort „Bayerische“ und das Wort „Baye-

rischen“ werden gestrichen.

bb)	 Nach dem Wort „Technologie“ wird das Wort 
„(Staatsministerium)“ eingefügt.

3.	 In § 4 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wer-
den jeweils die Wörter „Bayerischen Staatsministeri-
um für Wirtschaft und Medien, Energie und Techno-
logie“ durch das Wort „Staatsministerium“ ersetzt.

4.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nr. 3 wird aufgehoben.

bb)	 Die bisherigen Nrn. 4 bis 6 werden die  
Nrn. 3 bis 5.

b)	 In Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 werden jeweils 
die Wörter „für Wirtschaft und Medien, Energie 
und Technologie“ gestrichen.

5.	 In §  7 Abs.  3 Satz  2 werden die Wörter „für Wirt-
schaft und Medien, Energie und Technologie“ gestri-
chen.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 

München, den 9. Dezember 2016

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie

Ilse  A i g n e r,  Staatsministerin

200-6-1-W

Verordnung 
zur Änderung der 

Ausführungsverordnung Einheitlicher Ansprechpartner

vom 9. Dezember 2016
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